
 
 
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 26.09.2017 
 

Anmerkung: 

Bei dieser Veröffentlichung handelt es sich um eine Information, basierend auf der Nieder-
schrift zur Sitzung des Gemeinderates  vom 26.09.2017. 

Sie stellt keine (beglaubigte) Abschrift aus der Niederschrift dar, sondern lediglich eine inhalt-
liche Wiedergabe aus der Urschrift. 

 

 
 
 

GEMEINDE NEUFAHRN 
B E I  F R E I S I N G  

 

 
 
 

 
 

Niederschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

 
 

Sitzungsort: Rathaus, Sitzungssaal 

am: Dienstag, den 26.09.2017 

Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:05 Uhr 

Vorsitzender: 1. Bürgermeister Franz Heilmeier 

Schriftführer: Nicole Dobner 

 
Anwesend: 
Heilmeier, Franz  
Mayer, Hans  
Seidenberger, Thomas  
Auinger, Manuela  
Caven, Matthias  
Eschlwech, Josef berufsbedingt abwesend von 19:50 - 20:30 Uhr 
Frommhold-Buhl, Beate  
Funke, Ingrid  
Funke, Markus  
Iyibas, Ozan  
Manhart, Norbert  
Meidinger, Christian berufsbedingt abwesend bis 19:20 Uhr 
Michels, Gerhard  
Nadler, Christian  
Pflügler, Florian  
Pflügler, Stephanie  
Printz, Harald  
Rottenkolber, Michael  
Rübenthal, Burghard  
Schablitzki, Ursula  
Sen, Selahattin  
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Abwesend: 
Häuser, Johannes urlaubsbedingt entschuldigt 
Holzner, Josef Dr. krankheitsbedingt entschuldigt 
Kürzinger, Christa krankheitsbedingt entschuldigt 
Oberlader, Alfred berufsbedingt entschuldigt 
 
 
 
Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

1) Genehmigung der Niederschrift zur Sitzung vom 24.07.2017 -  
öffentlicher Teil 

Vorz/055/2017 

2) Dorferneuerung Fürholzen  

2.1) Vorstellung aktuelle Planung in Verbindung mit dem Gemein-
schaftshaus 

Bau/197/2017 

2.2) Neubau Gemeinschaftshaus Fürholzen,  
Sachstandsbericht und Kostenentwicklung 

Bau/198/2017 

3) Vorstellung Planungskonzept altengerechtes Wohnen in der  
Bahnhofstraße 

Bau/219/2017 

4) Vorlage Prüfungsergebnis Neubau Mensa Mittelschule mit Er- 
weiterung Mehrzweckhalle 

Bau/217/2017 

5) Erweiterung des gemeindlichen Friedhofes - Auftragserteilung  
der Leistungen für die Betreuung eines Vergabeverfahrens (VgV) 

Bau/196/2017 

6) Bebauungsplan Nr. 77  
"Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße" 

Bau/147/2017 

6.1) Würdigung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

 

6.1.1) Bürger 1 Bau/148/2017 

6.1.2) Bürger 2 Bau/149/2017 

6.1.3) Bürger 3 Bau/150/2017 

6.1.4) Bürger 4 Bau/151/2017 

6.1.5) Bürger 5 Bau/152/2017 

6.1.6) Bürger 6 Bau/153/2017 

6.1.7) Landesamt für Denkmalpflege Bau/154/2017 

6.1.8) Agenda 21 Bau/155/2017 

6.1.9) Flughafen München GmbH Bau/156/2017 

6.1.10) Landratsamt Freising - Altlasten Bau/157/2017 

6.1.11) Landratsamt Freising - Ortsplanung Bau/158/2017 

6.1.12) Deutsche Telekom Bau/159/2017 

6.1.13) E.ON Bayern AG Bau/161/2017 

6.1.14) Energie Südbayern Bau/162/2017 

6.1.15) Regierung von Oberbayern - Brandschutz Bau/163/2017 

6.1.16) Kabel Deutschland GmbH Bau/164/2017 

6.1.17) Freiwillige Feuerwehr Neufahrn Bau/165/2017 
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6.1.18) Handwerkskammer für München und Oberbayern Bau/166/2017 

6.2) Würdigung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 

6.2.1) Bauverwaltung Gemeinde Neufahrn Bau/167/2017 

6.2.2) Neubo Hausverwaltung Bau/168/2017 

6.2.3) Handwerkskammer für München und Oberbayern Bau/169/2017 

6.2.4) Regierung von Oberbayern - Brandschutz Bau/170/2017 

6.2.5) Landratsamt Freising - Altlasten Bau/171/2017 

6.2.6) Flughafen München GmbH Bau/172/2017 

6.2.7) Bürger 1 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) Bau/173/2017 

6.2.8) Bürger 2 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) Bau/174/2017 

6.3) Würdigung der Stellungnahmen aus der erneuten Auslegung  
gem. § 4a Abs. 3 BauGB 

 

6.3.1) Flughafen München GmbH Bau/175/2017 

6.3.2) Regierung von Oberbayern - Luftamt Südbayern Bau/176/2017 

6.3.3) Bürger 1 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) Bau/177/2017 

6.3.4) Bürger 2 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) Bau/178/2017 

6.4) Satzungsbeschluss Bau/179/2017 

7) Bebauungsplan Nr. 91 - 2. Änderung "Gewerbepark Römerweg" Bau/192/2017 

7.1) Würdigung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 

7.1.1) Regierung von Oberbayern, Brand- und Katastrophenschutz Bau/180/2017 

7.1.2) Bundesnetzagentur Bau/181/2017 

7.1.3) Energie Südbayern GmbH Bau/182/2017 

7.1.4) Deutsche Telekom Technik GmbH Bau/183/2017 

7.1.5) Bayerischen Bauernverbands Bau/184/2017 

7.1.6) Flughafen München GmbH Bau/185/2017 

7.1.7) Staatliches Bauamt Freising Bau/186/2017 

7.1.8) Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Erding Bau/187/2017 

7.1.9) Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege Bau/188/2017 

7.1.10) Wasserwirtschaftsamt München Bau/189/2017 

7.1.11) Deutschen Bahn AG Bau/190/2017 

7.1.12) Stadt Freising Bau/191/2017 

7.2) Satzungsbeschluss Bau/193/2017 

8) Ausschuss für den Neubau der Grundschule II 
a) Entscheidung über die Auflösung des Ausschusses 
b) Änderung der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen  
    Gemeindeverfassungsrechts 
c) Änderung der Geschäftsordnung 

GL/034/2017 

9) 1. Nachtragshaushalt 2017 - Anpassung des Stellenplans FiV/025/2017 

10) Bekanntgaben  
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10.1) Bekanntgabe von in nicht-öffentlicher Sitzung gefasster Beschlüsse 
(Art. 52 Abs. 3 GO) 
1. Auftragserteilung für die Durchführung der vorbereitenden  
    Untersuchungen und die Erstellung des Integrierten Städtebau- 
    lichen Entwicklungskonzeptes 
2. Vergabe von Grundstücken im Baugebiet „Ortsabrundung  
    Neufahrn-Süd“ 

GL/048/2017 

11) Anfragen  

11.1) aus dem Gremium  

11.1.1) Müllsituation  

11.1.2) Bebauungsplan "Wohnen am ehem. Sportplatz II"  

11.2) aus dem Publikum (Bürgerfragestunde)  
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Bgm. Heilmeier eröffnete um 19:00 Uhr die öffentliche Sitzung. Er stellte die Ordnungs-
mäßigkeit der Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
Bgm. Heilmeier beantragte die Vertagung des TOP 3, da noch keine Aussagen zur Förder-
fähigkeit vorliegen würden. Man werde den TOP vorlegen, sobald man genauere Angaben 
habe. 
 
GR Michels ergänzte, dass es hilfreich sei, wenn dann auch eine Aussage getroffen werde, 
wie die Nachbarn zum Bauvorhaben Stellung nehmen würden. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt dem Antrag zur Geschäftsordnung zu, den Tagesordnungspunkt 3 
zu vertagen.  
 
Abstimmung:   Ja 20  Nein 0 
GR Meidinger abwesend  
 

Öffentlicher Teil 

TOP  1 Genehmigung der Niederschrift zur Sitzung vom 24.07.2017 - öffentlicher 
Teil 

 
Sachverhalt: 
 
Eine Kopie der Niederschrift (öffentlicher Teil) zur Sitzung des Gemeinderates vom 
24.07.2017 wurde den Gremiumsmitgliedern zugeleitet. Einwände wurden nicht vorgebracht. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Neufahrn b. Freising genehmigt die Niederschrift (öffent-
licher Teil) zur Sitzung des Gemeinderates vom 24.07.2017. 
 
Abstimmung:   Ja 20  Nein 0   
GR Meidinger abwesend 
 
 
TOP  2 Dorferneuerung Fürholzen 
 
TOP  2.1 Vorstellung aktuelle Planung in Verbindung mit dem Gemeinschaftshaus 
 
Sachverhalt: 
 
Der Schwerpunkt der Dorferneuerung Fürholzen liegt gegenwärtig auf der Schaffung einer 
attraktiven Dorfmitte bestehend aus einem Dorfhaus und einem Dorfplatz. Für die Förder-
möglichkeit des Dorfhauses nach dem EU-Programm ELER musste dieser Teil der Maß-
nahme vordringlich angegangen werden. Da die Freiflächen im Umgriff des Dorfhauses  
Bestandteil der Konzeption des neuen Dorfplatzes sind, wurde auch die Planung des Platzes 
in Angriff genommen, um zeitnah mit der Fertigstellung des Dorfhauses auch die Herstellung 
der Außenanlagen in Angriff nehmen zu können.  
 
Dabei galt es, verschiedene Bestandteile zu einem Gesamtkonzept zusammenzufügen: 
 
 - bestehendes Feuerwehrhaus 
 - bestehender Löschteich 
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 - neuer Standort für den Maibaum 
 - neuer Standort für das Kriegerdenkmal 
 - Parkplatzanlage 

- behindertengerechter Zugang zur Kirche, zum Alten Schulhaus und zum Dorfhaus 
 
Die ursprünglich erarbeitete Planung beruhte noch auf dem Standort des Dorfhauses beim 
Feuerwehrhaus. Mit der Entscheidung, diesen Standort zu verlegen, war eine Überarbeitung 
unvermeidlich. Das Planungsbüro Narr-Risk-Türk hat mittlerweile eine neue Vorentwurfspla-
nung erstellt. Fr. Habersetzer wird diese in der Sitzung vorstellen und erläutern. 
 
Als Gesamtkosten sind gegenwärtig rund € 600.000,- zu erwarten. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
Frau Habersetzer vom Planungsbüro Narr-Risk-Türk stellte die überarbeitete Planung an-
hand einer Präsentation vor. Die Präsentation liegt dem Protokoll als Anlage bei.  
 
GR Manhart fragte nach, ob die Parkplatzfläche wirklich asphaltiert werden müsse. 
Fr. Habersetzer antwortete, dass man die Fahrgasse asphaltieren und die Stellplätze selbst 
mit Rasengitterstein gestalten würde. 
 
GR Pflügler wollte wissen, ob der vorgesehene Granitstein eine behindertengerechte  
Nutzung zulassen würde.  
Fr. Habersetzer erläuterte, dass man die Oberfläche eben ausbilden werde.   
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die vorgestellte Vorentwurfsplanung zustimmend zur Kenntnis und 
beschließt, die Umsetzung der Maßnahme wie vorgesehen in 2018 zu beginnen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  2.2 Neubau Gemeinschaftshaus Fürholzen,  

Sachstandsbericht und Kostenentwicklung 
 
Sachverhalt: 
 
Um mit der Maßnahme noch in das ELER-Förderprogramm zu kommen, wurde zuerst die 
Planung des Dorfhauses am neuen Standort verfolgt. Da das Programm keine Förderung 
der Außenanlagen vorsieht, wurden sie zurückgestellt, um sie im Gesamtzusammenhang 
des neuen Dorfplatzes zu planen und zu errichten. 
 
Einzelne Maßnahmen waren jedoch schon vorab für die Baumaßnahme erforderlich wie: 
 
 - Bodenarchäologische Untersuchung des gesamten Geländes 
 - Herrichten der neuen Zuwegung als Baustraße 
 - Herstellung einer Stützwand gegen das höher liegende westliche Gelände 
 
Diese Kosten waren in der ursprünglichen Kostenschätzung nicht enthalten, so dass sich 
hieraus sowie aus zusätzlichen Leistungen bei den ausgeschriebenen Gewerken ein zusätz-
licher Mittelbedarf für die Baumaßnahme ergibt. 
 
Diesen Mehrkosten stehen die Ersparnisse durch die vorgesehenen Eigenleistungen und die 
teilweise günstiger als geplant möglichen Vergaben einzelner Gewerke gegenüber: 
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Kostenstand 11/2016:    1.052.690 € 
 
Mehrkosten Gebäude: 

- Erschließung:          15.479 € 
- Bergung Gräber:         11.900 € 
- Mehrkosten Planung HLS / E:         2.966 € 
- Baunebenkosten:         40.924 € 

 
Summe:      71.269 € 

Einsparungen Gebäude: 
- Eigenleistung Fürholzener Bürger:       35.000 € 
- Einsparungen, Ausschreibungsgewinne:      96.000 € 

 
Summe:    131.000 € 
 

Aufgrund der Umplanung der Dorferneuerung wurden auch die Außenanlagen des Gemein-
schaftshauses überarbeitet. Um den Baubeginn- und Ablauf nicht zu gefährden bzw. zu be-
hindern war es notwendig, die Herstellung der Baustraße und der Stützwand vorzuziehen.  
 
Kosten Außenanlagen (nicht förderfähig): 

- Technische Anlagen Außenbereich:       62.503 € 
- Stützwand, Baustraße:        82.527 € 
- Planerhonorar :         20.000 € 

 
Summe:    165.030 € 

 
 
Die Architektin Fr. Heilgemair wird zum aktuellen Stand der Baumaßnahme, der Kostenent-
wicklung und den Möglichkeiten der Eigenleistung der Dorfbevölkerung berichten. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
Die Architektin Fr. Heilgemair stellte die aktuelle Entwicklung des Projekts anhand einer Prä-
sentation, die dem Protokoll als Anlage beigefügt wird, vor.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt den Sachstandsbericht zustimmend zur Kenntnis und beschließt, 
die erforderlichen zusätzlichen Mittel in Höhe von € 285.000,- für 2018 im Haushalt vorzu-
sehen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  3 Vorstellung Planungskonzept altengerechtes Wohnen in der Bahnhofstraße 
 
Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt.  
 
 
TOP  4 Vorlage Prüfungsergebnis Neubau Mensa Mittelschule mit Erweiterung 

Mehrzweckhalle 
 
Sachverhalt: 
 
In der Gemeinderatssitzung im Juli dieses Jahres wurden grundsätzliche Planungsansätze  



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.09.2017 Seite 8 

 

für die Errichtung einer Mensa für die Jo-Mihaly-Mittelschule vorgestellt. Die Gesamtkosten 
wurden auf rund € 2,5 Mio. geschätzt. 
 
Erneut vorgelegt werden sollte die Prüfung, ob eine Möglichkeit besteht, die Erweiterung des 
Schulgebäudes nach Osten so kompakt zu gestalten, dass eine Erweiterung der Käthe-
Winkelmann-Halle um einen vierten Hallenteil nach Westen grundsätzlich weiterhin möglich 
ist. Des Weiteren sind auf Wunsch der Schulleiterin Fr. Hager zwei zusätzliche Klassenräu-
me mit Nebenraum in das Bauprogramm aufgenommen worden. 
 
Hr. Wagner vom Architekturbüro B4 wird die diesbezügliche Planung in der Sitzung vorstel-
len und für Fragen zur Verfügung stehen. 
 
Die geschätzten Kosten würden sich bei dieser veränderten Umsetzung auf € 3,89 Mio. be-
laufen. 
 
Laut Haushaltsplan ist für 2018 die Planung und 2019/20 die Realisierung der Baumaßnah-
me vorgesehen. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
Hr. Wagner stellte die neue Planungsvariante vor. Die Präsentation liegt dem Protokoll als 
Anlage bei.  
 
GR Eschlwech sprach sich als Kindergarten- und Schulreferent für einen Neubau der Mensa 
aus. Die neue Planung würde aber aufgrund der Fluchtwegbreite von nur 7 m zwischen dem 
Mensabauteil und der Erweiterung der Käthe-Winkelmann-Halle sowie den hohen Kosten 
nicht tragbar sein. Er plädierte dafür, die ursprüngliche Planung zu realisieren.  
 
Hr. Wagner teilte mit, dass in dieser Phase die Baukosten nur aufgrund der Bruttogrund-
fläche und der Kubatur berechnet würden und man noch keine exakte Kostenschätzung 
ausarbeiten könne. 
 
GR Rübenthal sagte, dass die neue Planung sehr gut sei, da hier eine Erweiterung der 
Käthe-Winkelmann-Halle möglich sei. Diese Option müsse erhalten werden, da man wohl mit 
den neuen Wohnbaugebieten die Kapazitätsgrenzen der Halle erreichen werde. Die Kosten-
mehrung sei in der zusätzlichen Etage begründet. Für nur zwei zusätzliche Räume seien die 
Kosten allerdings sehr hoch. Daher bräuchte man Aussagen, wofür die Räume genutzt wer-
den und auch Aussagen zur Förderfähigkeit.  
 
Bgm. Heilmeier teilte mit, dass man Fr. Hager um eine Stellungnahme zur Erfordernis der 
zusätzlichen Räume gebeten habe. Diese Stellungnahme habe man aber nicht erhalten.  
 
BAL Schöfer sagte, dass er von einer Förderung in Höhe von ca. 30% der förderfähigen  
Kosten ausgehe. 
 
GR Rübenthal meinte, dass eine Vertagung des TOPs sinnvoll sei, wenn man die noch  
offenen Punkte nicht kenne.  
 
BAL Schöfer erwiderte, dass nach einhelliger Meinung des Gemeinderats die Mittagsversor-
gung nicht mehr im Container stattfinden solle. Es stelle sich somit nur die Frage, in welcher 
Form die neue Mensa errichtet werden solle, dies sei unabhängig von der Förderhöhe. Man 
müsse über die vorliegenden Varianten mit den entsprechenden Kosten entscheiden.  
 
GR Rübenthal fragte nach, wie die Mensa noch genutzt werden könne. 
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Hr. Wagner erklärte, dass durch eine mobile Wand eine Bühne abtrennbar sei. Dieser Raum 
könne auch als Stuhllager verwendet werden. Ein so großer Raum sollte mind. 4,50 m hoch 
werden.  
 
2. Bgm. Mayer sagte, dass die Mehrkosten von rd. € 1 Mio. zu hoch seien für ein 1. OG mit 
nur zwei Räumen, einem Treppenhaus und dem Luftraum des Speisesaals. 
 
GRin Frommhold-Buhl sagte, dass ein Bedarf für die Erweiterung der Käthe-Winkelmann-
Halle erkennbar sei. Im Ganztagsbetrieb gäbe es schon jetzt zusätzlichen Raumbedarf we-
gen der Aufteilung der Klassen. Daher würde sie für die Aufstockung plädieren. Sie sagte, 
dass auf eine barrierefreie Ausstattung Wert gelegt werden sollte, da die Mittelschule bisher 
nicht barrierefrei sei.  
 
Hr. Wagner erklärte, dass das OG nicht zentral begangen werde. Daher ist die Barrierefrei-
heit nicht für die ganze Schule herstellbar sondern nur für den neu zu errichtenden Teil. Dies 
würde wiederum Mehrkosten verursachen.  
 
BAL Schöfer ergänzte, dass das EG der Mittelschule barrierefrei sei, sobald die Treppenan-
lage in der Aula überwunden sei. Hier seien ausreichend Klassenzimmer zugänglich.  
 
GR Pflügler gab zu bedenken, dass die Erweiterung der Käthe-Winkelmann-Halle wesentlich 
günstiger sei als der Neubau einer Turnhalle. Daher sollte die Möglichkeit nicht durch eine 
Erweiterung der Mittelschule verbaut werden. 
 
3. Bgm. Seidenberger sagte, dass durch die vorgesehene Erweiterung der Jahnturnhalle 
Kapazitäten in der Käthe-Winkelmann-Halle frei werden würden. Bei der nun vorgelegten 
Variante würden die Freiflächen für die Mittelschule außerdem nur so lange erhalten bleiben, 
bis eine Erweiterung der Käthe-Winkelmann-Halle realisiert werde. Er wollte wissen, ob die 
Küche als Ausgabe- oder Kochküche geplant sei. Im Übrigen plädierte er dafür, der Mittel-
schule die Freiflächen zu sichern und die ursprüngliche Planung, evtl. mit Aufstockung, zu 
realisieren. Eine Holzständerbauweise würde die Kosten ggf. noch reduzieren.  
 
Hr. Wagner sagte, dass das Konzept eine Aufstockung der ursprünglichen Planungsvariante 
nicht hergeben würde. Des Weiteren sei eine Holzständerbauweise nicht immer günstiger. 
Die exakte Kostenermittlung und damit die Entscheidung für eine Bauweise komme erst in 
einem späteren Planungsschritt. 
 
BAL Schöfer teilte mit, das eine reine Ausgabeküche geplant sei.   
 
GRin Auinger sagte, dass die Käthe-Winkelmann-Halle auch nachmittags durch Sportunter-
richt belegt sei. Die Option der Erweiterung solle man daher erhalten.  
 
GR Funke sagte, dass der mögliche Erweiterungsbau der Turnhalle nicht die Pausenhöfe 
der Mittelschüler betreffen würde und verwies auf die Freifläche südlich der Käthe-
Winkelmann-Halle. 
 
GRin Schablitzki erläuterte daraufhin, dass die betreffende Fläche von den Ganztagsklassen 
genutzt werde. Aufgrund der zeitversetzten Pausen könnten die Pausenhöfe nicht genutzt 
werden, wenn die Regelklassen Unterricht hätten.  
 
3. Bgm. Seidenberger wollte wissen, ob eine europaweite Ausschreibung erforderlich sei. 
BAL Schöfer sagte, dass dies bei der aktuell vorgelegten Variante der Fall sei.  
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Bgm. Heilmeier nahm aus der Diskussion mit, dass insgesamt drei Varianten zur Abstim-
mung stünden. Die Reihenfolge der Abstimmungen ergebe sich aus den Beschlussinhalten 
mit den weitreichendsten Auswirkungen (finanzielle Aufwendungen). 
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Umsetzung der vorgestellten Planung als Projekt. Mit den 
Planungsleistungen ist das Büro B4 zu beauftragen. Der erforderliche zusätzliche Mittelbe-
darf von € 1,4 Mio. ist im Haushalt für 2019 einzuplanen. 
 

Abstimmung:   Ja 5 Nein 15 
GR Eschlwech abwesend 
 
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Umsetzung der vorgestellten Planung ohne Aufstockung als 
Projekt. Mit den Planungsleistungen ist das Büro B4 zu beauftragen. Der erforderliche zu-
sätzliche Mittelbedarf von € 0,2 – 0,4 Mio. ist im Haushalt für 2019 einzuplanen.  
 

Abstimmung:   Ja 16  Nein 4   
GR Eschlwech abwesend 
 

 
TOP  5 Erweiterung des gemeindlichen Friedhofes - Auftragserteilung der Leistun-

gen für die Betreuung eines Vergabeverfahrens (VgV) 
 

Sachverhalt: 
 

Die Gemeinde beabsichtigt den bestehenden Friedhof östlich der Trentiner Straße zu erwei-
tern. Die Fläche der Friedhofserweiterung beträgt ca. 1,36 ha. Aufgrund der Erfahrungswerte 
mit dem bisher erstellten Friedhof muss mit Baukosten in Höhe von ca. 1,5 Mio. Euro ge-
rechnet werden. Damit liegen die Honorarkosten für die Architektenleistungen bei voraus-
sichtlich € 250.000. Hinzu kommt die zugehörige Bauleitplanung, die gleichfalls durch das 
auszuwählende Büro erstellt werden soll. Somit ist davon auszugehen, dass der Schwellen-
wert von € 209.000 für Planungsleistungen überschritten wird. Entsprechend der Verordnung 
über die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV) ist daher ein europaweites Vergabeverfahren 
durchzuführen. Eine Vergabe im Rahmen von Vergleichsangeboten entsprechend dem Be-
schluss des Gemeinderates vom 26.06.2017 ist demgemäß rechtlich nicht zulässig. 
 

Auf der Basis des VgV-Verfahrens sollen sowohl die Leistung Freianlagenplanung und als 
auch die Leistung Bauleitplanung vergeben werden. Hauptaugenmerk in der Ausschreibung 
sollen die Referenzen und auch die Erfahrungen in der Bauleitplanung sein. Für die europa-
weite Ausschreibung wird die Unterstützung eines Ausschreibungsbüros benötigt. 
 

Im Rahmen eines Verfahrens nach der VgV hat der Auftragnehmer folgende Leistungen zu 
erbringen: 
 

 Vorbereitung des Vergabeverfahrens und Veröffentlichung 

 Auswahlverfahren 

 Verhandlungsverfahren und Mitwirkung bei der Vergabeentscheidung 

 Dokumentation und Bekanntmachung 
 

Der Bauverwaltung liegen drei Angebote für die Durchführung des Verfahrens vor: 
 

 Pm5 Projektmanagement GmbH, Josephspitalstraße 9 in 80331 München 
Pauschalangebot zu € 11.360,- zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer 

 Projektmanagement Aumann, Münchener Straße 55 in 82054 Sauerlach 
Pauschalangebot zu € 10.900,- zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer 
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 Dömges Architekten AG, Boelckestraße 38 in 93051 Regensburg 
Kalkuliertes Angebot zu € 9.828,- zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer (bei erheblichem, 
d. h. mehr als 20%, nicht vom Auftragnehmer zu vertretenden Mehraufwand erfolgt 
eine Abrechnung nach Stundensätzen) 
 

Aufgrund des gesicherten Kostenrahmens, den ausführlich dargestellten Leistungen im An-
gebot und der guten Zusammenarbeit bei dem Vergabeverfahren für freiberufliche Leistun-
gen im Rahmen der Errichtung der Grundschule am Fürholzer Weg schlägt die Bauverwal-
tung vor, das Büro Projektmanagement Aumann mit der Durchführung des Verfahrens zu 
beauftragen. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
GR Printz wollte wissen, ob man Bauabschnitte bilden und somit die europaweite Ausschrei-
bung umgehen könne. 
 
BAL Schöfer verneinte dies. Dies sei ausgeschlossen und gegebenenfalls auch strafbar.  
 
GR Caven fragte nach, ob ein so großer Umgriff wirklich auf einmal nötig sei. Eine Aufteilung 
in mehrere Bauabschnitte sei auch für den gemeindlichen Haushalt entspannter.  
 
BAL Schöfer sagte, dass man die Erweiterung selbst in Abschnitten vornehmen könne. Er 
plädiere jedoch dafür, eine einheitliche Planung als Grundlage zu erstellen. Auch bei der bis-
herigen Erweiterung sei das einheitliche Konzept nach und nach umgesetzt worden.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt unter Kenntnisnahme der rechtlichen Rahmenbedingungen sei-
nen Beschluss vom 26.06.2017 aufzuheben.  
 
Der Gemeinderat beschließt das Büro Projektmanagement Aumann aus Sauerlach für den 
Pauschalpreis von € 10.900,- zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer in Höhe von € 2.071,- (Brutto-
preis € 12.971,-) mit der Durchführung des Vergabeverfahrens für die Planungsleistungen 
zur Friedhofserweiterung zu beauftragen.  
 
Abstimmung:   Ja 18  Nein 1   
GRin Frommhold-Buhl abwesend 
GR Eschlwech abwesend 
 
Anmerkung von 3. Bgm. Seidenberger: Es müsse geprüft werden, ob nicht auch für den 
Neubau der Mensa der Mittelschule eine europaweite Ausschreibung erforderlich sei. 
Bgm. Heilmeier sagte eine Überprüfung zu. Man werde ggf. einen modifizierten Beschluss-
vorschlag vorlegen.  
 
TOP  6 Bebauungsplan Nr. 77  

"Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße" 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Neufahrn hat am 14. Juli 2003 beschlossen, den qualifizierten Bebauungs-
plan Nr. 77 „Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße“ gemäß § 30 
Abs. 1 BauGB für das Wohn- und Mischgebiet aufzustellen, mit dessen Hilfe eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung gewährleistet werden soll. Im Zuge der Vorplanungen zeigte 
sich, dass Festsetzungen zum Maß der Bebauung verzichtbar sind, da die angestrebten 
städtebaulichen Ziele, wie der Schutz der Grünflächen und die Errichtung von Kinderspiel-
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flächen, auch im Rahmen eines einfachen Bebauungsplanes erreicht werden können. Des-
halb hat der Gemeinderat am 06.06.2011 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan Nr. 77 
in das Verfahren zu einem einfachen Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB zu überfüh-
ren. 
 

Auf die Durchführung eines beschleunigten Verfahrens (Aufstellung eines Bebauungsplanes 
der Innenentwicklung nach §13a BauGB) wurde - trotz Vorliegen der Voraussetzungen hier-
für - bewusst verzichtet, da insbesondere auf die vorgezogene Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB Wert gelegt wurde. Es wurde gezielt 
der Kontakt zu den betroffenen Grundeigentümern, Hausverwaltungen und Behörden ge-
sucht, um die künftigen Entwicklungen zu diskutieren und abzustimmen. Angesichts der 
städtebaulichen Problematik, die mit baurechtlichen Instrumenten allein nur schwer grund-
sätzlich behoben werden kann, wird ein kooperatives langfristiges Handeln von Gemeinde 
und Betroffenen angestrebt. 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem unten eingefügten Lageplan ersicht-
lich: 

 
 
Eine Umweltprüfung zur Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
(§ 2 Abs. 4 BauGB) kann entfallen, ebenso die Behandlung der Eingriffsregelung nach dem 
Naturschutzgesetz. Mit den Festsetzungen wird keine Beeinträchtigung der Schutzgüter (§1 
Abs. 6 Nr.7 BauGB) ausgelöst. Auch Belange des Artenschutzes werden nicht berührt. Diese 
Einschätzung wird unterstützt durch die Ziele, die mit dem Bebauungsplan verfolgt werden: 
 

 die vorhandenen Freiflächen zu erhalten und zu sichern und 

 eine Mehrung des Baurechts in der Grundfläche sowie eine weitere Bodenversiege-
lung durch Stellflächen zu verhindern. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden erfolgte in dem Zeitraum von 
Freitag, den 21.12.2012 bis Mittwoch, den 20.02.2013. 
 

Die Bauverwaltung hat in der Zeit von Freitag, den 02.10.2015 bis Mittwoch, den 04.11.2015 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 

Die erneute, jedoch verkürzte Auslegung gem. 4a Abs. 3 BauGB wurde von der Bauverwal-
tung von Freitag, den 06.05.2016 bis Freitag, den 20.05.2016 durchgeführt. 
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Der Gemeinderat fasste den Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB zum Bebauungs-
plan in seiner Sitzung am 06.06.2016. 
 

Mit der Bekanntmachung am 16.06.2016 trat der Bebauungsplan in Kraft (§ 10 Abs. 3 
BauGB).  
 

Zwei Eigentümer aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben inzwischen Nor-
menkontrollanträge gegen den Bebauungsplan bei dem Bayrischen Verwaltungsgerichtshof 
eingereicht. Von den Rechtsanwälten der Gegenseite wurde in der Klagebegründung unter 
anderem darauf hingewiesen, dass vor Fassung des Satzungsbeschlusses die erhobenen 
Einwendungen durch den Gemeinderat zu behandeln und abzuwägen gewesen wären. Die-
ses war entsprechend der Geschäftsordnung der Gemeinde Neufahrn nicht erfolgt. Die Be-
handlung und Abwägung der eingegangen Stellungnahmen aus den Verfahren nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte durch den Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss 
der Gemeinde. Die Würdigung der gesamten im Verfahren erhobenen Einwendungen obliegt 
jedoch dem gemeindlichen Organ, welches den Satzungsbeschluss fasst, vorliegend somit 
dem Gemeinderat. Daher hat sich der Gemeinderat mit sämtlichen Einwendungen zu befas-
sen und diese in seine Abwägungsentscheidungen einzubeziehen. Der dem Flughafen-, 
Planungs- und Bauausschuss entsprechend der Geschäftsordnung durchgeführte Abwä-
gungsvorgang ist noch keine allein ausreichende Grundlage für einen Satzungsbeschluss 
des Gemeinderates.  
 

Um diesen Mangel beheben zu können, ist eine Würdigung aller im Verfahren eingegangen 
Stellungnahmen durch den Gemeinderat notwendig. Danach kann der Satzungsbeschluss 
gefasst und der Bebauungsplan erneut ausgefertigt und bekanntgemacht werden.  
 
 

TOP  6.1 Würdigung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Auslegung gem.  
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

 

TOP  6.1.1 Bürger 1 
 

Sachverhalt: 
 

Stellungnahme Bürger 1 (Rechtsanwaltliche Vertretung) vom 06.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung:  
 
Die Eigentümerin will entsprechend ihrem Vorbescheidsantrag „nachverdichten“. Auf einer 
bisherigen Spielplatz- und Grünfläche soll ein zusätzliches Wohngebäude (FlNr. 748/70 
Gmkg. Neufahrn) entstehen. Wie die rechtsanwaltliche Vertretung der Eigentümerin selbst 
einräumt, handelt es sich bei dem derzeit nur noch als Sandgrube erkennbaren Spielplatz 
um eine Auflage in der seinerzeitigen Baugenehmigung. 
 
Der Rechtsanwalt der Eigentümerin behauptet, dass seine Mandantin auf dem südlichen Teil 
des Grundstückes Baurecht habe. Dieses obwohl er selbst einräumt, dass es sich bei dem 
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derzeit nur noch als Sandgrube erkennbaren Spielplatz um eine Auflage in der seinerzeitigen 
Baugenehmigung handelt. Der jetzige Spielplatz und die Grünfläche stellen also kein „reines 
Zugeständnis“ seiner Mandantin dar, sondern die Erfüllung der Auflage zu der für ihr Grund-
stück und ihr Bauvorhaben erteilten Baugenehmigung. 
 
Nach dem Maß der baulichen Nutzung und der Grundstücksfläche, die nun zusätzlich über-
baut werden soll, erscheint es darüber hinaus naheliegend, dass sich das neue Vorhaben 
nicht in die Eigenart der Umgebung einfügt und auch die Anforderungen an gesunde Wohn-
verhältnisse beeinträchtigt werden, wenn hierdurch ein Kinderspielplatz und eine Freifläche 
überbaut werden, deren Errichtung und Unterhaltung seinerzeit in der Baugenehmigung dem 
Bauherrn zur Auflage gemacht wurde.  
 
Dass der Vorbescheidsantrag nach § 34 BauGB aber eventuell doch genehmigungsfähig 
wäre, wenn die Gemeinde sich nicht zu einer Bauleitplanung mit anderen Zielen entschlos-
sen hätte, ist nicht von Bedeutung. Der Gemeinde obliegt die Aufgabe bei Bedarf zur Siche-
rung der städtebaulichen Qualität Bebauungspläne aufzustellen. Von diesem Instrument der 
städtebaulichen Ordnung wird hier Gebrauch gemacht. Ziel der Bauleitplanung ist es, eine 
weitere Verdichtung und Versiegelung im Geltungsbereich zu verhindern. Weiter sollen auch 
die vorhandenen Stellflächen, bei denen schon jetzt ein deutlicher Mehrbedarf bestünde, 
zumindest gesichert werden. Dieses ist dringend erforderlich um nicht durch Nachverdich-
tungen den städtebaulichen Zustand weiter zu verschlechtern. Der Gebäudebestand, die 
Stellflächen und die noch vorhandenen Grünflächen werden deshalb festgeschrieben. Die 
Gemeinde kann hierzu auch ein eventuell bestehendes Baurecht nach § 34 BauGB (Innen-
bereich) durch einen Bebauungsplan neu regeln und auch einschränken. 
 
Die Gemeinde ist sich bewusst, dass in Neufahrn Bedarf an weiterem Wohnraum besteht. 
Jedoch beabsichtigt die Gemeinde den Wohnraum an anderer Stelle nachzuweisen und 
nicht im Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 77, welches hinsichtlich der Anzahl der Wohnun-
gen sowieso schon das am dichtesten bebaute Viertel ist. 
 
Bedauerlicher Weise macht die mangelnde Bereitschaft der Eigentümer, im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 77 die beauflagten Kinderspielplätze auszugestalten und zu un-
terhalten, ein Eingreifen der Gemeinde notwendig. Um eine dauerhafte Sicherung der drei 
großen städtebaulich wichtigen und konzeptionellen Spielplätze zu erreichen, beabsichtigt 
die Gemeinde entsprechend der Entscheidung des Gemeinderates vom 29.07.2013, diese 
Spielflächen als öffentliche Spielplätze zu sichern. Damit ist auch eine Ungleichbehandlung 
der Eigentümerin für die Inanspruchnahme für öffentliche Zwecke nicht gegeben. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
Abstimmung:   Ja 18  Nein 0   
GR Caven abwesend 
GR Eschlwech abwesend 
GR Manhart abwesend 
 
 
TOP  6.1.2 Bürger 2 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 2 vom 19.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 

 
Würdigung: 

 
Zur Thematik Stellplätze: 
Der Bebauungsplan hat auf die bestehende Art der Nutzung der oberirdischen Stellplätze 
und der Stellplätze in den Tiefgaragen keine Auswirkung. Städtebaulich ist es jedoch als 
Missstand zu bewerten, wenn viele Anwohner das Stellplatzangebot innerhalb des Plange-
bietes nicht nutzen (weil kostenpflichtig) und auf kostenlose Parkplätze im öffentlichen Raum 
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ausweichen. Ebenso, wenn Stellplätze innerhalb des Plangebiets an Nutzer verkauft oder 
vermietet werden, die außerhalb des Gebiets wohnen. Dies gilt auch für die Tiefgaragen-
stellplätze. Die Anforderung zwei Stellplätze je Wohneinheit nachzuweisen gab es zur Ent-
stehungszeit der Gebäude noch nicht. Der aktuelle Bedarf entsprechend der Satzung wird in 
der Begründung aufgeführt, um das Stellplatzdefizit im Verhältnis zu heutigen Maßstäben zu 
verdeutlichen. Tatsächlich beträgt die Versorgung rein rechnerisch weniger als 1 Stellplatz / 
Wohneinheit. 
 
Zur Thematik Kinderspielplätze: 
 
Die Spielplatzalternative für den Bereich Nord zielt keinesfalls darauf ab, die Anzahl der 
Parkplätze zu erhöhen. Änderungen an der Tiefgarage oder der Rampe wären gegebenen-
falls im Rahmen von umfassenden Sanierungsmaßnahmen möglich. In der Stellungnahme 
wird suggeriert, dass „ein weiterer Spielplatz mit 700m² angelegt werden soll“. Tatsächlich ist 
jedoch der einzige, seinerzeit in der Baugenehmigung beauflagte Spielplatz, von der Eigen-
tümergemeinschaft unzulässiger Weise entfernt worden. Dieses kann von der Gemeinde 
Neufahrn nicht akzeptiert werden. Die Neuanlage wird forciert. Diesbezüglich wird dann auch 
Kontakt mit den zuständigen Hausverwaltungen aufgenommen. Die Argumente gegen den 
alternativen Spielplatzstandort werden zur Kenntnis genommen. Die im Entwurf des Bebau-
ungsplanes dargestellte alternative Gestaltung des Innenhofes wird aufgrund mehrheitlich 
ablehnender Haltung nicht weiter verfolgt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass weiterhin 
eine ordnungsgemäße Zufahrt für Dienst- und Versorgungsfahrzeuge gewährleistet gewesen 
wäre und des Weiteren, dass Kinderspielplätze im Wohnumfeld von den Anwohnern zu dul-
den sind. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die im Entwurf des Bebauungsplanes dargestellte alternative Gestaltung des Innenho-
fes wird nicht weiter verfolgt. Ansonsten ist keine Änderung der Bauleitplanung zu veranlas-
sen. 
 
Abstimmung:   Ja 18  Nein 0   
GR Caven abwesend 
GR Eschlwech abwesend 
GR Manhart abwesend 
 
 
TOP  6.1.3 Bürger 3 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 3 vom 18.02.2013 
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Die im Schreiben genannten Foto-Anlagen liegen der Verwaltung vor. 

 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Der Eigentümer will entsprechend seinen Vorbescheidsanträgen „nachverdichten“. Auf einer 
bisherigen Stellplatzfläche soll ein Wohngebäude mit 3 Wohneinheiten und 7 Garagen (FlNr. 
748/76 Gmkg. Neufahrn) entstehen, auf einer weiteren Stellplatzfläche (im Innenhof FlNr. 
748/65 Gmkg. Neufahrn) sollen 11 Garagen erstellt werden. Er nimmt als Gründe dafür in 
Anspruch, dass das Müllproblem habe zum Positiven geändert werden können durch die 
Baumaßnahmen Carl-Diem-Straße 1 und 7. Das ist eine unlogische Argumentation. Eine 
Veränderung des Müllproblems zum Positiven kann die irreversiblen Nachteile einer „Nach-
verdichtung“ in diesem Gebiet nicht ausgleichen; das gilt auch für eine weitere „Nachverdich-
tung“. Die Ablagerung von Müll auf den Freiflächen und die Errichtung von angemessenen 
absperrbaren Müllsammelbehältern sind auch ohne zusätzliche bauliche Verdichtung mög-
lich.  
 
Dass die Vorbescheidsanträge nach § 34 BauGB eventuell genehmigungsfähig wären, wenn 
die Gemeinde sich nicht zu einer Bauleitplanung mit anderen Zielen entschlossen hätte, ist 
nicht von Bedeutung. Der Gemeinde obliegt die Aufgabe, bei Bedarf zur Sicherung der  
städtebaulichen Qualität Bebauungspläne aufzustellen. Von diesem Instrument der städte-
baulichen Ordnung wird hier Gebrauch gemacht. Ziel der Bauleitplanung ist es, eine weitere 
Verdichtung und Versiegelung im Geltungsbereich zu verhindern. Weiter sollen auch die 
vorhandenen Stellflächen, bei denen schon jetzt ein deutlicher Mehrbedarf bestünde, zumin-
dest im Bestand erhalten werden. Dieses ist dringend erforderlich, um nicht durch Nachver-
dichtungen den städtebaulichen Zustand weiter zu verschlechtern. Der Gebäudebestand, die 
Stellflächen und die noch vorhandenen Grünflächen werden deshalb festgeschrieben. Die 
Gemeinde kann hierzu auch ein eventuell bestehendes Baurecht nach § 34 BauGB (Innen-
bereich) durch einen Bebauungsplan neu regeln und auch einschränken. 
 
Für den Fußweg nördlich der Anwesen Carl-Diem-Str. 5 a – 5 f ist – noch – keine Dienst-
barkeit zugunsten der Allgemeinheit eingetragen. Dies ist eine Planungsabsicht bzw. Ziel-
setzung dieses Bebauungsplanes, wofür logischerweise die Mitwirkung des / der Grund-
eigentümer benötigt wird. Dieses Ziel wurde deswegen planerisch aufgenommen, um der 
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Allgemeinheit eine fußläufige Direktverbindung zwischen der Carl-Diem-Straße und der 
Christl-Cranz-Straße anbieten zu können. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
Abstimmung:   Ja 18  Nein 0   
GR Caven abwesend 
GR Eschlwech abwesend 
GR Manhart abwesend 
 
 
TOP  6.1.4 Bürger 4 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 4 vom 06.02.2013 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 

Der Hinweis zu den Telekommunikationsanlagen wird zur Kenntnis genommen. Da das Ziel, 
die ungeordnete Anbringung von Satellitenanlagen zu verhindern, wohl nicht erreicht werden 
kann, erscheint die Festsetzung überflüssig und wird daher ersatzlos gestrichen. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die Festsetzung zur Anbringung von Satellitenanlagen wird aus dem Bebauungsplan-
entwurf entfernt. 
 
Abstimmung:   Ja 18  Nein 0   
GR Caven abwesend 
GR Eschlwech abwesend 
GR Manhart abwesend 
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TOP  6.1.5 Bürger 5 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 5 vom 23.01.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Zu 1.  Bepflanzung der Tiefgarage 
Bei einer fachgerechten Isolierung der Tiefgarage muss sichergestellt sein, dass die Wurzeln 
von Gehölzen keinen Schaden an der Tiefgaragendecke anrichten. Vor allem aus statischen 
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Erwägungen und wegen der in der Regel nicht üppigen Oberbodenauflage wurden im B-Plan 
keine Großbäume für die Bepflanzung der Tiefgarage vorgeschlagen. Eine hainartige Be-
pflanzung mit Solitärsträuchern birgt aus planerischer Sicht kein Risiko. Hier werden die vor-
gegebenen Pflanzsorten nochmals auf das Kriterium „Flachwurzler“ hin überprüft und, falls 
erforderlich, angepasst. 
 
Zu 2. Stellplätze im Bereich der Feuerwehrzufahrt. 
Die Lage der Feuerwehrzufahrt wurde dem Planungsbüro aktuell durch die Feuerwehr zur 
Kenntnis gegeben. Sie ist tatsächlich mit den dargestellten Stellplätzen / der dargestellten 
Pflanzfläche nicht vereinbar. Die Darstellung wird in Abstimmung mit der Feuerwehr geän-
dert. 
 
Zu 3. Beschränkung des Baurechts 
Zu der konkret betroffenen Grundstücksfläche wurde eine Stellungnahme der Eigentümerin, 
vertreten durch Rechtsanwältin eingereicht.  Die Würdigung erfolgt in einem separaten Be-
schluss. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die Bauleitplanung wird entsprechend überarbeitet. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.6 Bürger 6 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Bürger 6 (Rechtsanwaltliche Vertretung) vom 11.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Der Bebauungsplan in seiner jetzigen Form setzt keine Geschoss- oder Grundflächenzahlen 
(GFZ bzw. GRZ) fest. Weiter sind im Bebauungsplan die Anzahl der Vollgeschosse durch 
Planzeichen ausdrücklich nur als Hinweis dargestellt. Dieser Hinweis bezieht sich auf die 
derzeit vorhandene Zahl der Vollgeschosse. Er stellt keine verbindliche Festsetzung über 
deren höchstzulässige Anzahl dar. 
 
Ziel der Bauleitplanung ist es eine weitere Verdichtung im Geltungsbereich zu verhindern. 
Insoweit wird auf die ausführliche Erläuterung in der Begründung verwiesen. Dies ist drin-
gend erforderlich, um nicht durch weitere Nachverdichtungen den städtebaulichen Zustand 
zu verschlechtern. Der Gebäudebestand und die noch vorhandenen Grünflächen werden 
deshalb festgeschrieben. Der Gemeinde obliegt die Planungshoheit, ein eventuell bestehen-
des Baurecht nach § 34 BauGB (Innenbereich) durch einen Bebauungsplan neu zu regeln 
und auch einzuschränken. Das angesprochene Abwägungserfordernis ist der Gemeinde 
bewusst, eine Fehlerhaftigkeit in der Interessensabwägung wird jedoch nicht gesehen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass das Eigentum, wie gefordert, in seinem konkreten Bestand 
geschützt wird. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen.  
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.7 Landesamt für Denkmalpflege 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Landesamt für Denkmalpflege vom 19.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Informationen werden, 
soweit noch nicht vorhanden, unter die Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die Hinweise in der Bauleitplanung werden ergänzt.  
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.8 Agenda 21 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Agenda 21 vom 19.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Zur Kenntnis genommen werden die folgenden Ausführungen des Arbeitskreises: 
 
Für den Bereich Nord 
- der AK würde die beabsichtigte stärkere Durchgrünung des Baugebietes und die Instand-
setzungen der Kinderspielplätze begrüßen 
- im Bereich Nord wird die Wiederherstellung der ehemaligen Spielplatzsituation gegenüber 
der Alternative bevorzugt 
- angefragt wird für den Spielplatz zu Carl-Diem-Straße 1 eine überdachte Sitzgelegenheit 
oder Sitzgelegenheit mit Tisch 
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Für den Bereich Süd 
- die Spielfläche erscheint mit 214 qm recht klein und sollte um Sitzmöglichkeiten in der an-
grenzenden Grünfläche erweitert werden. Hinweise zur Art der Bepflanzung.  
 

Für den Bereich Mitte 
- Wunsch nach einer altersgerechten attraktiven Ausgestaltung des Spielplatzes (ohne Al-
tersbegrenzung). 
- Hinweise zu Angeboten und Bepflanzung 
 

Allgemein: 
- Wunsch nach Sitzmöglichkeiten –teilweise mit Überdachung- 
- Magerrasenflächen statt Intensivrasen 
- Trampelpfade als Schotterrasenwege befestigen 
 

Gemäß Beschluss des Gemeinderates vom 29.07.2013 sollen die Kinderspielplätze im Nor-
den, in der Mitte und im Süden des Plangebietes auf den Grundstücken mit den Fl.Nrn. 
752/5, 748/70 und 748/75 dauerhaft durch die Gemeinde gesichert werden. Die Ausgestal-
tung der Spielplätze obliegt nach der Sicherung der Gemeinde. In der Bauleitplanung werden 
hierzu keine Festsetzungen getroffen.  
 

Da der Alternativvorschlag für den nördlichen Innenhof auch von den Anwohnern nicht be-
fürwortet wurde, wird diese Variante nicht weiter verfolgt. 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Der Alternativvorschlag für den nördlichen Innenhof wird nicht weiter verfolgt. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.1.9 Flughafen München GmbH 
 

Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Flughafen München GmbH vom 18.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan setzt jedoch kein wei-
teres Baurecht fest. Dass der Geltungsbereich der Bauleitplanung im Einwirkungsbereich 
des Flughafens München liegt, ist bereits in den Festsetzungen berücksichtigt. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.10 Landratsamt Freising - Altlasten 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Landratsamt Freising Sachgebiet Altlasten vom 07.01.2013 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die zustimmende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis 
zum Umgang mit eventuell zum Vorschein kommenden Bodenverunreinigungen wird in der 
Bauleitplanung ergänzt. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die Bauleitplanung wird durch einen entsprechenden Hinweis ergänzt. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.11 Landratsamt Freising - Ortsplanung 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Landratsamt Freising Abteilung Ortsplanung vom 24.01.2013 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wird wie angeregt hin-
sichtlich der Planungsleitlinien und den Informationen zum Gebäudebestand ergänzt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die Begründung zum Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.12 Deutsche Telekom 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Deutsche Telekom vom 13.12.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorhandenen Telekommunikationsan-
lagen werden durch die Bauleitplanung grundsätzlich nicht beeinträchtigt. 
 
Es wird ein Hinweis für Pflanzungen aufgenommen, falls diese in der Nähe von Versor-
gungsleitungen durchgeführt werden sollten. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Ein entsprechender Hinweis zur Sicherung der Leitungstrassen wird in die Bauleitpla-
nung aufgenommen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.13 E.ON Bayern AG 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme E.ON Bayern AG vom 18.01.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorhandenen Leitungstrassen werden 
durch die Bauleitplanung grundsätzlich nicht beeinträchtigt. Es wird aber ein Hinweis für den 
Abstand der Pflanzungen von den Versorgungsleitungen aufgenommen. 
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Ein entsprechender Hinweis für den Abstand der Pflanzungen von den Versorgungslei-
tungen wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.1.14 Energie Südbayern 
 

Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Energie Südbayern vom 17.01.2013 
 

 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
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Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorhandenen Leitungstrassen werden 
durch die Bauleitplanung grundsätzlich nicht beeinträchtigt. Es wird ein Hinweis für Pflan-
zungen aufgenommen, falls diese in der Nähe von Versorgungsleitungen durchgeführt wer-
den sollten. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Ein entsprechender Hinweis zur Sicherung der Leitungstrassen wird in die Bauleitpla-
nung aufgenommen. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.1.15 Regierung von Oberbayern - Brandschutz 
 

Sachverhalt: 
 

Stellungnahme Regierung v. Oberbayern Sachgebiet Brandschutz vom 14.12.2012 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich 
nicht um einen Neubau handelt, sondern ein Bestandsgebiet überplant wird. Mit der Freiwilli-
gen Feuerwehr Neufahrn wurden Ortsbesichtigungen und Brandbeschauen im Gebiet 
durchgeführt. Es wurden dabei einvernehmlich die erforderlichen Feuerwehrzufahrten festge-
legt. Die noch fehlenden Feuerwehrzufahrten werden im Bebauungsplan entsprechend er-
gänzt. Die anzuwendenden Richtlinien werden hierbei berücksichtigt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die noch fehlenden Feuerwehrzufahrten werden im Bebauungsplan entsprechend er-
gänzt. Die anzuwendenden Richtlinien werden hierbei berücksichtigt.  
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.1.16 Kabel Deutschland GmbH 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Kabel Deutschland GmbH vom 13.12.2012 
 
Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH  
Südwestpark 15 * 90449 Nürnberg  
 
Gemeinde Neufahrn b. Freising  
Bauamt  
Bahnhofstr. 32  
85375 Neufahrn  
 
Referenz: Planauskunft  
Unser Zeichen: Planauskunft R-W, Planauskunft Nr.: P266097  
Telefon: 09683929178, Fax: 0899233421321, email: Planauskunft2@kabeldeutschland.de  

Datum: 13. Dezember 2012  
Neufahrn, Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße  
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 13.12.12.  
Im Bereich Ihrer beabsichtigten Baumaßnahme befinden sich Telekommunikationsanlagen 
unseres Unternehmens, deren Lage  aus den beiliegenden Bestandsplänen ersichtlich ist. 
Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu 
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sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. 
In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Beachtung unserer Kabelschutzanweisung, 
hierbei ist dem Punkt 6 besondere Aufmerksamkeit zu schenken.  
   
Sind Sie nicht im Besitz der Kabelschutzanweisung, dann kann diese bei uns angefordert 
werden. Sollte eine Umverlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, 
benötigen wir mindestens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag, um eine Planung und 
Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durchführen zu können.   
Bitte beachten Sie, dass bei Änderung Ihrer angegebenen Baumaßnahme eine erneute Be-
standsauskunft erforderlich ist. Eine Weitergabe der ausgegebenen Unterlagen an Dritte ist  
untersagt. Diese Auskunft verliert mit Ablauf von 8 Wochen ihre Gültigkeit. 
 

Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die vorhandenen Telekommunikationsan-
lagen werden durch die Bauleitplanung nicht beeinträchtigt. 
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.1.17 Freiwillige Feuerwehr Neufahrn 
 

Sachverhalt: 
 

Stellungnahme Freiwillige Feuerwehr Neufahrn  
 

Zeichnerische Darstellung der bestehenden und noch zu errichtenden Feuerwehrzufahrten 
im Bebauungsplangebiet sowie Infomaterial „Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ 
(liegt der Verwaltung vor).  
 

Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Mit der Freiwilligen Feuerwehr wurden 
Ortsbesichtigungen und Brandbeschauen im Gebiet durchgeführt. Es wurden dabei einver-
nehmlich die erforderlichen Feuerwehrzufahrten festgelegt. Die noch fehlenden Feuerwehr-
zufahrten werden im Bebauungsplan entsprechend ergänzt. Die anzuwendenden Richtlinien 
werden hierbei berücksichtigt. 
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Die noch fehlenden Feuerwehrzufahrten werden im Bebauungsplan ergänzt. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.1.18 Handwerkskammer für München und Oberbayern 
 
Sachverhalt: 
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Stellungnahme Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 06.02.2013  
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 04.11.2013 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Aufgrund des zur Zeit der Errichtung der 
Gebäude im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gültigen Baurechtes wurde leider nur 
eine, nach heutigen Maßstäben, geringe Anzahl an Stellflächen gefordert. Die Errichtung von 
zusätzlichen Stellflächen im Gebiet unterliegt aber einem Abwägungsprozess, da diese, so-
weit sie nicht unterirdisch durch Tiefgaragen entstehen, zu Lasten der ebenfalls defizitären 
Grünflächen gehen. Auch würde dieses zu einer weiteren Versiegelung führen. Einer unterir-
dischen Errichtung von Stellflächen beabsichtigt sich die Bauleitplanung nicht zu verschlie-
ßen, wohl wissend, dass diese Variante nur bei einem Neubau interessant wird. Aufgrund 
der angestrebten städtebaulichen Qualität ist jedoch eine weitere Reduzierung von Grünflä-
chen zu Gunsten von Stellflächen nicht zielführend und daher können keine neuen Stellflä-
chen im Geltungsbereich ausgewiesen werden. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht zu veranlassen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
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TOP  6.2 Würdigung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

 
TOP  6.2.1 Bauverwaltung Gemeinde Neufahrn 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Bauverwaltung Gemeinde Neufahrn 
 
Unter Berücksichtigung der Würdigung zu den Stellungnahmen der Bürger und Behörden 
sowie sonstigen Trägern öffentlicher Belange empfiehlt die Bauverwaltung in Absprache mit 
der juristischen Beratung der Gemeinde Neufahrn den Bebauungsplan Nr. 77 wie folgt zu 
ändern bzw. zu ergänzen. 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
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Die Änderungen bzw. Ergänzungen machen eine erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 erfor-
derlich. Die Auslegungsfrist wird jedoch auf zwei Wochen verkürzt.  
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Die Bauleitpla-
nung wird entsprechend geändert. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.2.2 Neubo Hausverwaltung 
 

Sachverhalt: 
 

Stellungnahmen der Neubo Hausverwaltung vom 03.11.2015 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte im Zeitraum von Freitag, den 
02.10.2015 bis Mittwoch, den 04.11.2015. Dabei bestand für Jedermann die Möglichkeit sich 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie die voraussichtlichen, wesentli-
chen Auswirkungen der Planung zu informieren und sich diesbezüglich zu äußern. 
 
Im Hinblick auf die Vorschrift des § 3 Abs. 2 S. 4 BauGB ist festzuhalten, dass die Schreiben 
vom 03.11.2015 keine inhaltlichen Stellungnahmen zu den geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 77 enthalten. 
 
Ein weiteres nicht fristgerecht am 03.03.2016 eingegangenes Schreiben mit Protokollen von 
durchgeführten Eigentümerversammlungen hat ebenfalls keine substanziellen Einwände 
vorgebracht. Hierin wurden Beschlüsse beigelegt, welche einstimmige Ablehnungen zur Er-
richtung eines Kinderspielplatzes aufweisen. 
 
Bis Ende März 2016 sind keine expliziten Beanstandungen bzgl. der Planungen zum Bebau-
ungsplan Nr. 77 von Seiten der von der Neubo Hausverwaltung verwalteten Wohnungsei-
gentümergemeinschaften dargelegt worden. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.2.3 Handwerkskammer für München und Oberbayern 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 15.10.2015. 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Ausführungen der Handwerkskammer für München und Oberbayern werden zur Kennt-
nis genommen. Sie kommen hier nicht zum Tragen. Im vorliegenden Bebauungsplan Nr. 77 
wird der Umgriff der Nutzungsarten Wohnen und Mischnutzungen entsprechend den vor-
handenen Nutzungen (und auch unverändert zum Flächennutzungsplan) dargestellt. Inso-
fern bleibt das bestehende Verhältnis von Wohnen und Mischnutzung unberührt. Es muss 
jedoch aus städtebaulichen Gründen ausgeschlossen werden, dass durch den Bebauungs-
plan eventuelle Negativentwicklungen hinsichtlich gewerblicher Nutzungen angestoßen wer-
den. Daher wurden bestimmte zulässige Nutzungsarten festgesetzt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.2.4 Regierung von Oberbayern - Brandschutz 
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Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 28.09.2015 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
 

Im Bebauungsplan wird bereits auf die Gebäude hingewiesen, in denen nicht in allen Ge-
schossen ein zweiter Rettungsweg gewährleistet ist. Dieser Mangel kann nur durch bauliche 
Maßnahmen und durch den bzw. durch die Gebäudeeigentümer geheilt werden. Im Plan 
wird auch durch Darstellung auf die Feuerwehrzufahrten hingewiesen, die mit der örtlichen 
Feuerwehr abgestimmt sind. 
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.2.5 Landratsamt Freising - Altlasten 
 

Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Landratsamt Freising, SG 41, Altlasten vom 26.10.2015 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis zu den Kinderspielplätzen 
wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Die Bauleitpla-
nung wird unter den Hinweisen entsprechend ergänzt. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.2.6 Flughafen München GmbH 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Flughafen München GmbH vom 26.10.2015 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis zur Höhenbegrenzung durch den Flughafen München wird in den Plan aufge-
nommen. 
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Der bereits bestehende Hinweis zu Schallschutzmaßnahmen wird um die Information er-
gänzt, dass der Bebauungsplan sich im Gebiet der Lärmschutzzone Ci des Flughafens be-
findet. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Die Bauleitpla-
nung wird entsprechend ergänzt. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.2.7 Bürger 1 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahmen von Bürger 1 und seiner Anwaltskanzlei (Prof. Hauth & Partner) vom 
03.11.2015 bzw. 04.11.2015 
 
Stellungnahme Anwaltskanzlei vom 03.11.2015: 
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Stellungnahme Bürger 1 vom 04.11.2015: 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
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Würdigung: 
 
Die beiden Stellungnahmen der anwaltlichen Vertretung und Bürger 1 werden zur Kenntnis 
genommen. Beide Stellungnahmen werden zusammen wie folgt gewürdigt: 
 
1. Formelle Rügen 
 
a) Vereinfachtes Verfahren 
 
Es wird kritisiert, dass auf die Durchführung eines beschleunigten Verfahrens bewusst ver-
zichtet worden sei. Sowohl nach § 13 Abs. 1 (vereinfachtes Verfahren) als auch in § 13 a 
Abs. 1 (beschleunigtes Verfahren) handelt es sich um „Kann“ - Vorschriften. Die Gemeinde 
ist nicht zur Wahl eines dieser Verfahren verpflichtet. Es kann auch ein reguläres Bauleit-
planverfahren durchgeführt werden, welches den Vorteil hat, dass Bürger und Behörden 
zweimal zur Bauleitplanung Stellung nehmen können (§ 3 und § 4 BauGB). 
 
b) Entfallen der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Eine solche ist nicht erforderlich, weil in dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 77 kein neuer 
Eingriff in die Umwelt und ihre Belange vorgesehen ist. Dies ist auch das Ergebnis in Nr. 8. 
des Umweltberichts zum Bebauungsplan Nr. 77. 
 
2. Erforderlichkeit 
 
Nach § 1 Abs. 3 BauGB dürfe eine Kommune nur dann und in dem Umfang planerisch tätig 
werden, wie dies städtebaulich erforderlich sei. Das trifft laut Stellungnahme in diesem Sinne 
nicht zu: 
 
Die Gemeinde ist nach § 1 Abs. 3 BauGB zur Planung befugt, „wenn sie hierfür hinreichend 
gewichtige städtebauliche Allgemeinbelange in Feld führen kann. Welche städtebaulichen 
Ziele sie sich setzt, liegt in ihrem planerischen Ermessen, d.h. sie ist ermächtigt, eine  
„Städtebaupolitik“ entsprechend ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen zu betreiben 
(BVerwG, B. v. 11.05.1999 – 4 BN 15/99, NVwZ 1999, 1338; Battis in Battis / Krautzberger / 
Löhr, BauGB, Kommentar 12. Aufl., Rn. 26 zu § 1 BauGB). Bebauungspläne sind dann „er-
forderlich“, wenn sie nach der „planerischen Konzeption der Gemeinde“ als erforderlich an-
gesehen werden können (BVerwG, U. v. 26.03.2009 – 4 C 21.07, BVerwGE 133, 310). „Des-
halb kann eine verbindliche Bauleitplanung auch eine bereits vorhandene Bebauung über-
planen, um den bereits entstandenen städtebaulichen Zustand rechtlich festzuschreiben, 
selbst wenn sich die „Bebauung weitgehend nach § 34 bestimmt“ (BVerwG, B. v. 16.01.1996 
– 4 NB 1/96, Jurion Rn. 83; Battis a.a.O.). 
 
In diesem Zusammenhang werden in der Stellungnahme drei Planungsziele aufgegriffen: die 
Kinderspielplätze (a), das durchlässige Wegenetz (b) und „vermisst jede positive städtebauli-
che Weiterentwicklung des Plangebiets“ (c), und hält deshalb den Bebauungsplan im Ergeb-
nis für einen „Verhinderungs-Bebauungsplan“. 
 
Dazu im Einzelnen: 
 
a) Kinderspielplätze: 
 
Mit der Behauptung, zur Umsetzung dieses Planungszieles bedürfe es eines Bebauungs-
plans nicht, es genüge die Durchsetzung der Auflagen aus der Baugenehmigung und der 
Kinderspielplatzsatzung, werden zwei Rechtsebenen miteinander vermischt, zum einen die 
bauplanungsrechtliche Ebene des Bundesbaugesetzes und zum anderen die bauordnungs-
rechtliche Ebene der Bayerischen Bauordnung. Gerade die Weigerung der Eigentümer der 
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für Kinderspielplätze vorgesehenen Flächen (insbesondere beim Einwandsführer selbst - 
man sehe dazu auch den durch eine bauordnungsrechtliche Auflage auf seinem Grundstück 
FlNr. 748/115 angeordneten Spielplatz und dessen derzeitigen Zustand auf dem entspre-
chenden Foto in der Begründung des Baubauungsplans an). Diese Spielplätze in einer den 
Auflagen zur Baugenehmigung und der Kinderspielplatzsatzung genügenden Verfassung zu 
unterhalten, lässt die städtebauliche Erforderlichkeit einer bauplanungsrechtlichen Regelung 
hervortreten. 
 
b) Wegenetz: 
 
Eine städtebauliche Erforderlichkeit der Sicherung eines durchlässigen Wegenetzes für die 
Bewohner und die Allgemeinheit im Gebiet wird anhand der dort zunehmend aufgestellten 
Schilder mit Durchgangsverboten (siehe das entsprechende Foto in der Begründung des 
Bebauungsplans) unmittelbar deutlich. 
 
c) Verhinderungs-Planung: 
 
Zu Unrecht wird behauptet, weil der Bebauungsplan „jede positive städtebauliche Weiterent-
wicklung des Plangebiets vermissen“ lasse und sich darauf beschränke „jede bauliche Ent-
wicklung im Plangebiet zu untersagen“, stelle er „im Ergebnis einen reinen Verhinderungs-
Bebauungsplan dar“. Dies trifft nicht zu. Der Ausdruck „Verhinderungs-Bebauungsplan“ ist 
zunächst kein gesetzlicher Rechtsbegriff. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts (U. v. 24.01.2008 – 4 CN 2/07 – NVwZ 2008, 559 f.; B. v. 18.01.2012, Az.: 4 
BN 25/11 Juris, Rn. 4) und der des BayVGH (U. v. 22.03.2011, Az.: 1 N 09.2888, Juris Rn. 
28) ist nicht jeder Bebauungsplan, durch den irgendwelche Bauabsichten im Ergebnis ver-
hindert werden, schon ein rechtswidriger „Verhinderungs-Bebauungsplan“. Dem Bebau-
ungsplan muss ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept zugrunde liegen. Ein 
solches Konzept, das die ursprüngliche Planung dieses Gebiets angemessen weiterentwi-
ckelt, liegt hier vor. 
 
Nach der zitierten Rechtsprechung darf die Gemeinde keine bloße „Feigenblatt“-Planung, die 
auf eine bloße „Verhinderungs-Planung“ hinauslaufe, betreiben. Dies ist beim Entwurf des 
Bebauungsplans Nr. 77 nicht der Fall. 
 
3. Widersprüchlichkeit: 
 
Zu Unrecht werden die Planungsabsichten und Erwägungen der Gemeinde für widersprüch-
lich gehalten. Es wird vorgehalten, dadurch dass der Bebauungsplan „scharfe Bauräume“ 
festsetze, die eine weitere horizontale bauliche Entwicklung unmöglich machen sollen, je-
doch keine Einschränkungen hinsichtlich einer vertikalen Zunahme der Bebauung anordne, 
sei die Planung widersprüchlich, weil eine vertikale Zunahme der Bebauung in gleicher Wei-
se zu dem Mangel an Spiel- und Stellplätzen führe. Das trifft nicht zu. 
Was die Stellplätze betrifft, muss in jeder baurechtlichen Genehmigung von Wohnungen ei-
ner vertikalen Zunahme gesetzlich die damit verbundene Zunahme der Zahl der Pkws durch 
eine entsprechende Zunahme der Zahl zu errichtender Stellplätze ausgeglichen werden. 
 
Im Übrigen beruht dieser Einwand auf einer älteren Fassung des Entwurfs der Begründung 
des Bebauungsplans, die aber nach intensiven Überlegungen im Rahmen der Vorbereitung 
der Abwägung durch das zuständige Gremium in der Verwaltung der Gemeinde aufgegeben 
worden ist. 
 
4. Entzug von Baurecht: 
 
Es wird vorgetragen, dass im Fall des Inkrafttretens des Bebauungsplans Nr. 77 Baurecht  
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auf dessen Grundstück FlNr. 748/76 entzogen würde, womit kein Einverständnis bestehe, da 
städtebauliche Gründe hierfür nicht erkennbar seien. 
 
Das Grundstück FlNr. 748/76 liegt im Bereich Mitte des Bebauungsplangebiets vor den bei-
den ost-westlich verlaufenden Bebauungszeilen; das Grundstück ist bereits in der Bebau-
ungsplanung der Raumbau GmbH & Co. KG von 1967 als Stellplatzfläche vorgesehen ge-
wesen, die die Stellplatzpflicht auf den dahinter liegenden Wohnbaugrundstücken FlNr. 
748/70 bis /75 und /77 bis /79 und /112 zumindest teilweise abdecken sollte. Es handelte 
und handelt sich mithin um eine der Gemeinschaft der Eigentümer dieser Grundstücke die-
nenden Fläche. Es muss auch davon ausgegangen werden, dass die Baugenehmigungen 
für die genannten Wohngrundstücke sämtlich die Auflage erhielten, die erforderlichen Stell-
plätze u.a. auf dem Grundstück FlNr. 748/76 zu errichten. 
 
Des Weiteren wird vorgetragen, durch die geplanten Festsetzungen für das Grundstück FlNr. 
748/76, von dem 8/20 Miteigentumsanteile in dessen Besitz sind (so Anlage 1 zum persönli-
chen Schreiben vom 04.11.2015), würden Baurechte entzogen, die nach § 34 Abs. 1 BauGB 
zustünden, und zwar einerseits durch die Festsetzung einer privaten Grünfläche im nördli-
chen Teil dieses Grundstücks und zum anderen durch die Festsetzung der (dort vorhande-
nen) Stellplätze. 
 
Dies trifft nicht zu. Bereits in der ursprünglichen Bebauungsplanung der Firma Raumbau 
GmbH & Co. KG vom 26.08.1967 wie auch in dem vom Kreisbaumeister am 06.09.1966 ge-
prüften Plan des Architekten Georg Köhler vom 15.12.1965 waren diese Flächen als Flächen 
für Stellplätze geplant und zwar offensichtlich zur Erfüllung der Stellplatzpflichten auf den 
Grundstücken FlNr. 748/70 bis /75 und 748/77 bis /79. Alle diese Wohngrundstücke selbst 
haben innerhalb ihrer Grundstücksgrenzen keine Stellplätze. Die Stellplätze auf dem Grund-
stück FlNr. 748/76 dienen also der (zumindest teilweisen Erfüllung) der Stellplatzpflicht der 
Eigentümer der Grundstücke FlNr. 370 bis 375 und 377 bis 379. 
 
Das Grundstück 748/76 ist im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs beschrieben: „An der 
Carl-Diem-Straße, Hof-und Gebäudeflächen (darauf ein Teil des Wohnhauses von Flurstück 
748/76), Parkplatz“. Rechnet man ab, dass auf dem Grundstück FlNr. 748/76 noch nie ein 
Gebäude, geschweige denn ein Wohnhaus gestanden hat, bleibt nur noch die Beschreibung 
als Parkplatz. In der Baugenehmigung für die Grundstücke FlNr. 748/77 und 748/112 sind je 
zwei Stellplätze auf dem Grundstück FlNr. 748/76 angekreuzt. Im Grundbuch ist das Grund-
stück FlNr. 748/76 belastet mit Baumaßnahmenbeschränkungs- und Geh- und Fahrtrechten, 
Leitungsrechten etc. zugunsten der jeweiligen Eigentümer der Grundstücke FlNr. 748/55 bis 
/75 und 77 bis 80, 82, 83 und 85 und mit dem Ausschluss des Rechts, die Aufhebung der 
Gemeinschaft zu verlangen. 
 
Im Übrigen hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, B. v. 16.01.1996 – 4 NB 196, 
NVwZ-RR 1997, 83-84, Rn. 3) ausgeführt, die planerische Konzeption festzulegen und  
städtebauliche Schwerpunkte zu setzen, sei gerade Aufgabe der Gemeinde; dazu zählte es 
auch, „eine bereits vorhandene Bebauung durch eine verbindliche Stadt-Bauleitplanung zu 
überplanen, um den bereits entstandenen städtebaulichen Zustand festzuschreiben. Das gilt 
selbst dann, wenn sich die Bebauung weitestgehend nach § 34 Abs. 2 BauGB bestimmt. 
Auch hier darf die Gemeinde es als eine Aufgabe städtebaulicher Ordnung ansehen, ein 
faktisches Baugebiet nunmehr rechtlich zu ordnen und damit städtebaulich ‚festzuschrei-
ben‘.“ 
 
Das Gericht fährt fort (a.a.O. Rn. 4): 
 
„Soweit eine derartige Bauleitplanung alsdann eine bislang vorhandene Bebaubarkeit eines 
Grundstücks einschränkt, ist das keine Frage der Erforderlichkeit der Bauleitplanung als 
ganzer. Vielmehr hat die Gemeinde eine Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten als einen 
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zu beachtenden Belang privater Eigentümerinteressen in gebotener Abwägung der öffentli-
chen und privaten Belange zu beachten. 
 
Insoweit darf sie - auch dies ist hinreichend geklärt - die Privatnützigkeit im Sinne des Art. 14 
Abs. 1 S. 1 und 2 GG durch die verbindliche Bauleitplanung einschränken.“ 
Auch wenn auf dem Grundstück FlNr. 748/76 ein Baurecht bestehen würde, was wie gesagt 
nicht der Fall ist, wäre die Gemeinde berechtigt, für dieses Grundstück die ursprünglich vor-
gesehene - und auch derzeit ausgeübte - Nutzung als Stellplatz bauleitplanerisch festzuset-
zen (BVerwG, B. v. 16.01.1996, a.a.O., Rn. 4): 
 
„Die Gemeinde ist bei ihrer Bauleitplanung nicht gehalten, eine bisherige „potenzielle“ Be-
baubarkeit aufrechtzuerhalten. Sie kann - ohne weiteres - den bisherigen Bestand fest-
schreiben“ (BVerwG, B. v. 16.01.1996, Az.: 4 NB 1/96, Juris, 2. Orientierungssatz). 
 
Dies ergibt sich auch aus § 42 Abs. 7 BauGB, dessen Regelungsinhalt von eben dieser Mög-
lichkeit der planenden Kommune ausgeht. 
 
Darüber hinaus wird erwähnt, dass das Grundstück FlNr. 748/65, das mit einer Tiefgarage 
unterbaut ist, eigne sich zur Schaffung weiterer Stellplätze und insbesondere dringend benö-
tigter Garagen; die jetzige Planung löse das Stellplatzproblem nicht und sei deshalb abwä-
gungsfehlerhaft. Dies trifft nicht zu: 
 
Die Stellplatzfrage ist nicht die einzige Konfliktlage. Es bestehen im Bebauungsplangebiet 
insgesamt zu wenig und zu kleine Kinderspielplatz-Flächen. Es ist das planerische Konzept 
der Gemeinde Neufahrn, den Kindern aus dem Plangebiet wenigstens ansatzweise zu aus-
reichenden Kinderspielplätzen zu verhelfen. Dies ist ein städtebauliches Anliegen, das dem 
Anliegen, auch noch das letzte Kraftfahrzeug auf einen Stellplatz oder in einer Garage unter-
zubringen, mindestens gleichgewichtig ist. Der in der Stellungnahme verfolgte Trend, 
spielende Kinder zugunsten der durch sie „gefährdeten“ Autos räumlich zurückzudrängen, 
folgt die Gemeinde nicht. 
 
5. Grünflächen im nördlichen Teil von FlNr. 748/76 
 
In der Stellungnahme wird die Festsetzung des über die nördliche Fluchtlinie der Häuserzeile 
Carl-Diem-Str. 5a bis 5e hinausreichenden Teils des Grundstücks FlNr. 748/76 als private 
Grünfläche mit der Begründung abgelehnt, die Umgestaltung der befestigten Fläche in eine 
Grünfläche würde mit Kosten von ca. 10.000,00 € verbunden sein. Weiterführend wird nicht 
mitgeteilt (was keine Notwendigkeit darstellt), welche Nutzungsart als vorzugswürdig erach-
tet wird, obwohl der derzeitige Zustand einer der Vernachlässigung überlassenen, mit einer 
geborstenen Betonplatte versiegelten Fläche (siehe das Foto in Anlage 5 zum persönlichen 
Schreiben vom 04.11.2015) offensichtlich ist. Diese Fläche hat offenkundig die Funktion ein-
gebüßt, die ihr in der Planung der Raumbau GmbH & Co. KG vom 26.08.1967 zugedacht 
war. Es ist daher aus städtebaulichen Gründen angebracht, diese Fläche, als Entrée zu den 
Häusern Carl-Diem-Straße 5a bis 5e, in Fortsetzung der privaten Grünflächen vor diesen 
Häusern ebenfalls zu begrünen (BVerwG B. v. 16.01.1996, a.a.O.). Diese Fläche sollte, so 
wie das gesamte Grundstück FlNr. 748/76, nach der ursprünglichen Planung der Firma 
Raumbau GmbH & Co. KG, die offensichtlich seinerzeit einen Bebauungsplan ersetzen soll-
te, der gesamten hinter ihm liegenden Wohnbebauung dienen und nicht dem privaten Ver-
wertungsinteresse von Käufern allein dieses Grundstücks. 
 
Private Grünflächen können nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB sowohl auf unbebauten, als auch 
in Randflächen von bebauten Grundstücken festgesetzt werden. Hierzu hat das BVerwG 
(Beschluss vom 24.04.1991, Az.: 4 NB 24/90, NVwZ 1991, 877 f.) ausgeführt:  
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„Bereits der Gesetzeswortlaut des § 9 I Nr. 15 BauGB läßt erkennen, daß es sich bei den 
dort genannten Arten von Grünflächen nur um Beispiele handelt. Auch eine Randbegrünung 
auf angrenzenden Baugrundstücken entlang einer Verkehrsfläche ist als Gegenstand der 
Festsetzung einer (öffentlichen oder privaten) Grünfläche i. S. des § 9 I Nr. 15 BauGB denk-
bar. Die Grundstücksgrenzen der Baugrundstücke sind für die Abmessung des Geltungsbe-
reichs bestimmter planerischer Festsetzungen grundsätzlich unerheblich; Anl. 9 der Planzei-
chenverordnung i. d. F. vom 30.7.1981 (BGBl I, 833) enthält keine hiervon abweichende 
Aussage. Eine durchgehende Straßenrandbegrünung, wie sie der angegriffene Bebauungs-
plan zur Auflockerung und zur Verbesserung der Umweltbedingungen als Umgrenzung des 
Gewerbegebiets festsetzt, hat im Übrigen auch die planerische Bedeutung, einen eigenstän-
digen Nutzungsbereich zu bestimmen. Dass es sich dabei nicht im herkömmlichen Sinne um 
eine Anlage handeln mag, die als solche zusammenhängend benutzt werden kann, steht der 
Anwendbarkeit von § 9 I Nr. 15 BauGB nicht entgegen. Mit dem vom Normenkontrollgericht 
als Zweck der Festsetzung ermittelten Inhalt unterscheidet sich die Festsetzung einer Grün-
fläche dieser Art, gegen deren Gültigkeit – wenn auch mit begrenzter Tragweite – auch ohne 
weitgehende konkrete Zweckbestimmung übrigens auch sonst keine Bedenken bestehen 
(vgl. dazu BVerwGE 42, 5 = NJW 1973, 1710; BVerwG, DVBl 1974, 777; Buchholz 406.11  
§ 214 BauGB Nr. 3), von den nach § 9 I Nr. 4 BauGB zulässigen Festsetzungen von Flächen 
für Nebenanlagen, die aufgrund anderer Vorschriften für die Nutzung von Grundstücken er-
forderlich sind (u.a. Spiel-, Freizeit- und Erholungsflächen). Ebenso besteht ein Unterschied 
zu den in § 9 I Nr. 25 BauGB vorgesehenen Festsetzungen von Flächen für Anpflanzungen 
bzw. für Bindungen für Bepflanzungen. Die letztgenannte Möglichkeit planerischer Festset-
zungen besteht nicht etwa nur selbständig bzw. alternativ zur Festsetzung einer Grünfläche, 
sondern kann selbstverständlich auch als Annexfestsetzung zu Festsetzungen der baulichen 
Nutzung – wie hier der Festsetzung einer privaten Grünfläche – hinzutreten (vgl. Gaentzsch, 
in: BerlKomm. zum BauGB [1. Aufl., so auch in der 2. Aufl. 1995 und in der Loseblattsamm-
lung, Stand: April 2008 d.U.], § 9 Nr. 61). Begrünte Flächen auf Baugrundstücken kann die 
Gemeinde mithin, anders als die Beschwerde meint, nicht nur mit Festsetzungen nach § 9 I 
Nr. 25 BauGB sicher-stellen.“ 
 
Wenn einmal nach fast fünfzig Jahren die Gemeinde die Neugestaltung dieser Fläche durch 
Festsetzungen eines Bebauungsplans, der das gesamte Plangebiet städtebaulich einfangen 
will, festsetzt und mit einer Festsetzung gewisse Aufwendungen des Eigentümers verur-
sacht, dann ist dies nicht unangemessen. 
 
6. Tiefgarage und Stellplätze unter bzw. auf dem Grundstück FlNr. 748/65: 
 
Die Stellungnahme wendet sich dagegen, dass die vorhandenen Stellplätze an die Wohnge-
bäude gebunden werden. Es wird sich ausdrücklich die Möglichkeit vorbehalten, über den 
eigenen Besitz - gemeint sind seine Miteigentumsanteile, verbunden mit der Nutzungszuwei-
sung an 70 Stellplätzen - frei zu verfügen. Ausdrücklich wird damit gedroht, „allen derzeitigen 
Stellplatzmietern zu kündigen und die Parkfläche für jegliche Nutzung bis auf weiteres zu 
sperren“. Dieser Einwendung kann nicht gefolgt werden: 
 
In der Gesamtplanung der Firma Raumbau GmbH & Co. KG, deren Lageplan vom 
26.08.1967 mit dem Hinweis „Tektur-Kfz-Stellplätze“ vom damaligen Kreisbaumeister des 
Landkreises Freising technisch geprüft und am 25.05.1971 von diesem unterschrieben wor-
den war, waren die Stellplätze in der Tiefgarage und auf ebener Erde dieses Grundstücks 
der Nutzung durch die Bewohner der rings um dieses Grundstück errichteten Wohnbebau-
ung zugedacht gewesen. Dies ergibt sich eindeutig aus dem Versuch des Landratsamts 
Freising, im Bescheid vom 26.04.1971 zur Genehmigung einer Tektur für das Grundstück 
FlNr. 748/113 es dem Bauherrn zur Auflage bei diesem Vorhaben zu machen, dass die Tief-
garagenplätze und Stellplätze auf dem Grundstück FlNr. 748/65 benutzungsfertig sind, wenn 
das Vorhaben bezugsfertig wird. Dass das Verwaltungsgericht (Beschluss vom 19.04.1972, 
Az.: 9268/71) diese nachträgliche Auflage aus Rechtsgründen für unzulässig erklärt hat, weil 
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die Tektur keine Zunahme der Zahl der stellplatzpflichtigen Wohnungen enthielt, ändert 
nichts an diesem ursprünglichen, auf Stellplätze für FlNr. 748/113 auf FlNr. 748/65 gerichte-
ten Planungswillen. 
 
In dem Bebauungsplan Nr. 77 sollen für das Grundstück FlNr. 748/65 die Tiefgarage und die 
vorhandenen Stellplätze als Nutzung festgesetzt werden, und zwar nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB. Die Festsetzung von Garagen und Stellplätzen außerhalb der Grundstücke, deren 
Nutzung sie als Nebenanlagen dienen sollen, verlangt, dass zugleich eine Zuweisung zu den 
Wohnbaugrundstücken festgesetzt wird, denen die Stellplätze zu dienen bestimmt sein sol-
len (vgl. BVerwG, U. v. 24.04.1970 – IV C 53.67, BauR 1970, 87 f., BayVBl 1970, 285; Söf-
ker in Ernst/Zinkahn/Bielenberg, a.a.O., Rn. 52 zu § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB). Hinzu kommt, 
dass die Bauleitplanung Festsetzungen für Stellplätze und Garagen anordnen muss, weil sie 
„soweit wie möglich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erfüllung der Stellplatz- 
und Garagenbaupflichten schaffen“ muss (mit Hinweis auf Söfker, a.a.O., Rn. 54; BVerwG, 
U. v. 04.10.1974 – 4 C 62, IV. – Juris, Rn. 24). Aus demselben Grunde werden die Tiefgara-
ge und die Stellplätze auf dem Grundstück FlNr. 748/65 als Gemeinschaftsanlagen festge-
setzt (vgl. BVerwG, U. v. 24.04.1970, a.a.O.; U. v. 04.10.1974, a.a.O.). Weder BauGB noch 
BauNVO legen die Begriffe Garage und Stellplatz fest; deshalb kann die Gemeinde hier auch 
eine eigene Inhaltsbestimmung im Bebauungsplan vornehmen (vgl. BVerwG, B. v. 
31.08.1989 – 4 B 161/88 ZfBR 1990, 40 (41); Mitschang/Reidt in Battis/Kautzberger/Löhr, 
a.a.O., Rn. 37 zu § 9 BauGB). Die Zuordnung der Stellplätze in der Tiefgarage und der 
ebenerdigen zu den Wohngrundstücken, die das Grundstück FlNr. 748/65 umgeben, ist auch 
geeignet, zu verhindern, dass mit diesen Stellplätzen die Stellplatzpflicht von Wohnbauvor-
haben außerhalb der Wohngrundstücke, denen sie zugewiesen sind, erfüllt wird. 
 
Nebenbemerkung: 
 
Neuerdings ordnen Baubehörden - um Missständen, wie in der Stellungnahme angedroht, 
vorzubeugen - in der Stellplatzauflage zur Baugenehmigung zusätzlich an, dass die Stell-
plätze nicht zweckfremd benutzt, weitervermietet oder veräußert werden dürfen (so z.B. das 
Landratsamt Starnberg in einem Baugenehmigungsbescheid vom 14.10.2015). 
 
7. Kinderspielplatz auf FlNr. 748/65 
 
Die Stellungnahme wendet sich ferner gegen die Festsetzung des Kinderspielplatzes auf 
dem nördlichen Teil des Grundstücks FlNr. 748/65, an dem er mit 76/216 Miteigentümer sei; 
es sei in Lage und Größe überhaupt nicht notwendig, da sich unmittelbar nördlich in der 
Sepp-Manger-Straße auf FlNr. 773/18 ein öffentlicher Kinderspielplatz mit 1.700 m³ befindet; 
eine Kostenbeteiligung wird abgelehnt. Dem kann nicht gefolgt werden: 
 
In dem bereits erwähnten Lageplan Außenanlagen der Firma Raumbau GmbH & Co. KG für 
den nördlichen und mittleren Bereich des Plangebiets vom 26.08.1976 sind auf der nördli-
chen Hälfte des Grundstücks FlNr. 748/65 ein Kinderspielplatz und eine Grünfläche vorge-
sehen. Der Kinderspielplatz ist ursprünglich auch angelegt worden. Er sollte den Bewohnern 
der das Grundstück FlNr. 748/65 umgebenden Wohnbebauung dienen und damit deren in 
der Bayerischen Bauordnung vorgesehenen Spielplatzpflicht erfüllen. Der gegenwärtige Zu-
stand des seit langem vernachlässigten Spielplatzes ist als faktischer Rückbau desselben 
anzusehen, bei dem unter der wilden Verbuschung nichts mehr an einen Kinderspielplatz 
erinnert. Es ist daher städtebaulich erforderlich, diesen Teil des Grundstücks als Spielplatz 
und private Grünfläche als Gemeinschaftsanlage gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15, 22 und 25 
BauGB festzusetzen. Die überlagernden Festsetzungen nach diesen Nummern sind zulässig 
(vgl. Söfker, a.a.O., Rn. 173 zu § 9 BauGB). Die Zuordnung dieses Kinderspielplatzes zu 
den Grundstücken der umgebenen Wohnbebauung ist erforderlich, weil seine Festsetzung 
nicht auf diesen Baugrundstücken, sondern auf einem separaten Grundstück ohne Wohnbe-
bauung angeordnet werden muss. Wegen der Vielzahl der Wohngebäude, deren Spielplatz-
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pflicht dieser Spielplatz zu dienen bestimmt ist, erfordert es eine Festsetzung als Gemein-
schaftsanlage.  
 
Da die Anlage und die Unterhaltung dieses Kinderspielplatzes von den Wohnungseigentü-
mern der umgebenden Bebauung und den Eigentümern des Grundstücks FlNr. 748/65 nicht 
freiwillig übernommen wird, wie die Vergangenheit gezeigt hat, ist die Festsetzung als Ge-
meinschaftsfläche, deren Anlage und Unterhaltung erforderlichenfalls von der Gemeinde 
übernommen wird, geboten. 
 
Dies zeigt besonders deutlich der Zustand des Kinderspielplatzes auf dem Grundstück mit 
der FlNr. 748/115, das dem anwaltlich vertretenem  Bürger selbst gehört. Auch hier ist durch 
Auflage in der Baugenehmigung ein Kinderspielplatz angeordnet. Auf diesem Platz kann 
jedoch kein Kind je spielen. 
 
Der öffentliche Kinderspielplatz nördlich der Sepp-Manger-Straße auf dem Grundstück FlNr. 
773/18 ist dagegen nicht geeignet, die Spielplatzpflicht der das Grundstück FlNr. 748/65 um-
gebenden Wohnbebauung gemäß Art. 7 BauBO 2008 zu erfüllen. 
 
Mit ihren umfangreichen Ausführungen zu der Stellplatzpflicht gemäß Art. 7 BayBO 2008 und 
ihren Hinweisen auf die Spielplatzsatzung der Gemeinde Neufahrn werden die Rechtsebe-
nen des Bauplanungsrechts nach dem BauGB und des Bauordnungsrechts nach der BayBO 
in unzulässiger Weise vermischt (vgl. Decker in Simon/Busse, a.a.O., Rn. 12 ff. zu Art. 81 
BayBO und König in: „Baurecht Bayern“, 5. Aufl. 2015, S. 351 Rn. 751). Da bisher im Gebiet 
des künftigen Bebauungsplans Nr. 77 ohne städtebauliche Festsetzungen die Versorgung 
mit Kinderspielplätzen allein dem Bauordnungsrecht überlassen war, führte dies wegen der 
Unwilligkeit der Grundeigentümer einerseits und der schwierigen Eigentumsverhältnisse an-
dererseits zu den gegenwärtigen, untragbaren Zuständen. Die Bauaufsicht liegt nicht in der 
Hand der Gemeinde Neufahrn. Diese hatte in der Vergangenheit speziell auf dem Grund-
stück FlNr. 748/70 einer anderen Einwendungsführerin versucht, im Wege der Ersatzvor-
nahme den Spielplatz in einen angemessenen Ausbauzustand zu versetzen. Hiergegen hat 
der Rechtsvorgänger der dortigen Einwandsführerin entgegnet, die Spielfläche auf seinem 
Grundstück sei nach der ursprünglichen Planung aus der Zeit vor seinem Erwerb des 
Grundstücks dem Spielplatzbedarf des gesamten Bereichs Nord zu dienen bestimmt, für den 
er nicht alleine verantwortlich sei. 
 
Das praktische Ergebnis dessen ist städtebaulich nicht verantwortbar. Es besteht deshalb 
das Erfordernis, in dem Gebiet Nord des Bebauungsplans Nr. 77 einen Spielplatz als Ge-
meinschaftsanlage festzusetzen und in die öffentliche Hand der Gemeinde Neufahrn zu 
übernehmen und von der Gemeinde selbst anlegen und unterhalten zu lassen. 
 
Der in der Stellungnahme aufgeführte Verweis auf die Spielplatzpflicht der übrigen Eigentü-
mer von Wohngebäuden im Gebiet Nord ist städtebaulich verfehlt, da seine Realisierung teils 
zu einer Vielzahl von kleinsten Mini-Spielplätzen auf den einzelnen Wohngrundstücken füh-
ren würde, teils für die großen Wohnanlagen Sepp-Manger-Straße 3a und 3b (FlNr. 748/113 
und 748/56) mit insgesamt 162 Wohneinheiten gar nicht realisierbar ist - was dem Spiel-
platzbedarf der Kinder in dem Gebiet - wie schon von der ursprünglichen Planung gesehen 
worden war - nicht entsprechen würde. 
 
Zu Unrecht wird in der Stellungnahme gemeint, es sei nicht nachvollziehbar, welche städte-
baulichen Gründe die Öffnung des Spielplatzes auch für Kinder aus den benachbarten 
Wohngebäuden rechtfertige. Gesunde Lebens- und Wohnverhältnisse, die zu schaffen die 
Gemeinde berechtigt und verpflichtet ist, erfordern es, dass die Kinder aus dem gesamten 
Bereich Nord, also aus der dem Grundstück FlNr. 348/65 benachbarten Wohnbebauung auf 
„ihrem“ Spielplatz spielen und auch Freunde von außerhalb mitspielen lassen dürfen. Es 
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handelt sich also um ein Problem, das nur auf bauleitplanerischer Ebene gelöst werden 
kann. 
 

Auch die Größe des Kinderspielplatzes mit 1.200,00 m² ist im Verhältnis zur Summe der für 
die Erfüllung der Spielplatzpflichten der umgebenden Wohngebäude gemäß der Spielplatz-
satzung der Gemeinde erforderlichen Einzelflächen nicht unverhältnismäßig, zumal ein er-
heblicher Teil des Spielplatzes für die Eingrünung vorgesehen ist. 
 

8. Gehrecht auf FlNr. 748/76 
 

Der Einwandsführer wendet sich in seiner persönlichen Einwendung ferner dagegen, dass 
auf den nördlichen Teil von FlNr. 748/76 ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit festge-
setzt wird. Soweit der Einwandsführer durch seinen anwaltlichen Bevollmächtigten vortragen 
lässt, für das Planungsziel der Sicherung eines durchgehenden Wegenetzes für die Bewoh-
ner und die Allgemeinheit gebe es angesichts einer seit über vierzig Jahren nahezu unver-
ändert bestehenden Bebauung keinen hinreichenden Grund, trifft auch dies nicht zu: 
 

Zum einen sind eine Reihe von Wohngrundstücken in den Bereichen Nord und Mitte, wie 
z.B. die Grundstücke FlNr. 748/113, 748/77 bis /79, die Grundstücke FlNr. 748/71 bis /75 
und /77 bis /79 und /112 nicht im Sinne der §§ 30 bis 35 BauGB erschlossen, weil sie keine 
dinglich gesicherte Zugangsmöglichkeit zu einer öffentlichen Verkehrsfläche haben (siehe 
dazu näher BayVGH, U. v. 30.10.2014, Az.: 15 B 13.2028, 
www.landesanwaltschaft.bayern.de, Rn. 17, mit Hinweis auf BVerwG, U. v. 30.08.1985 – 4 C 
48/81, BauR 1985, 661 = Juris Rn. 15 und 20 a.a.O.); VG München, U. v. 11.05.2015/ Az.: M 
8 K 14.843, Rn. 49 ff.). 
 

Zum anderen zeigen eine Reihe von im Plangebiet aufgestellten Schildern mit einem Durch-
gangsverbot, dass hier Bestrebungen einer Abschottung Platz greifen, die in einem so  
großen Gesamtgebiet wie dem des Bebauungsplans Nr. 77 städtebaulich unverträglich sind. 
Die Bauleitplanung ist aber verpflichtet, die straßen- und wegemäßige Erschließung der von 
ihr festgesetzten Wohnbebauung sicherzustellen. 
 

9. Bäume am Westrand von FlNr. 748/65 
 

Schließlich wird sich gegen die Pflanzung von drei Bäumen am westlichen Rand des Grund-
stücks FlNr. 748/65 entlang dem Geh- und Fahrweg auf FlNr. 748/113 mit der Begründung 
gewendet, sie beeinträchtigten die Übersichtlichkeit der Zufahrt zu den Parkplätzen. Der 
Einwand ist nicht berechtigt. 
 

Die Bepflanzung von Straßenrändern mit Bäumen wird allgemein nicht mehrere bis viele 
Meter rechts und links von Einfahrten ausgesetzt. Da es sich um Bäume und nicht um Bü-
sche handelt, kann jeder Kraftfahrer unter den Baumkronen hindurchsehen. 
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag.  
 

Die im Bebauungsplan erforderlichen Anpassungen ergeben sich aus der Würdigung der 
Stellungnahme der Bauverwaltung. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  6.2.8 Bürger 2 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme von Bürger 2 (vertreten durch Anwaltskanzlei Prof. Hauth & Partner) vom 
03.11.2015 
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Stellungnahme vom 06.02.2013 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 25.04.2016 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
In seiner von ihm wieder aufgegriffenen Stellungnahme vom 06.02.1013 hat der Verfahrens-
bevollmächtigte der Einwandführerin zunächst verfassungsrechtliche Einwendungen geltend 
gemacht. Er führt aus, der bislang unbebaute Teil ihres Grundstücks müsse „für eine grund-
sätzliche Bebaubarkeit erhalten bleiben; sie habe hier „einen Bebauungsanspruch gemäß  
§ 34 BauGB; die Gemeinde habe bei der Aufstellung „der Bauleitpläne“ die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen; die engen Grenzen, 
die einer Beschränkungsmöglichkeit der grundsätzlich bestehenden Baufreiheit gesetzt sei-
en, seien überschritten, wenn eine enteignende Wirkung des Bebauungsplans gegeben sei; 
dies sei hier der Fall. 
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Zur Begründung bezieht sich die EwF auf den Beschluss des BVerfG vom 19.12.2002 – 1 
BvR 1402/01, BauR 2003, S. 1338 f. Dem vom BVerfG entschiedenen Fall lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: Die Beschwerdeführer waren Eigentümer zweier Grundstücke die mit 
Bäumen und Sträuchern bewachsen waren und bisher als parkartiger Garten genutzt wur-
den. Die dortigen Eigentümer wandten sich gegen den Bebauungsplan, durch den das bis-
her parkartig genutzte Flurstück fast vollständig und das weitere Grundstück etwa zur Hälfte 
Teil eines überörtlichen Grünzuges werden sollten, auf dessen anderer Seite ein Wohngebiet 
mit insgesamt 1.025 Wohneinheiten entstehen sollte, von denen möglichst viele an den 
Grünzug angebunden werden sollten. 
 
Das BVerfG führt hierzu aus (a.a.O. S. 1339 l. Sp.), die Bestandsgarantie des Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG fordere, dass in erster Linie Vorkehrungen getroffen würden, die eine unverhält-
nismäßige Belastung des Eigentümers real vermeiden und die Privatnützigkeit des Eigen-
tums so weit wie möglich erhalten; der VGH hätte daher prüfen müssen, ob der mit der Fest-
setzung zulässigerweise verfolgte Zweck, das geplante Wohnviertel mit ausreichenden  
öffentlich zugänglichen Freiflächen zu versorgen, nicht auch unter einer weiter gehenden 
Schonung des Grundbesitzes der Beschwerdeführer zu erreichen gewesen wäre, und ob ein 
im Bereich der Grundstücke der Beschwerdeführer schmalerer Grünstreifen den Zweck nicht 
ebenso gut erfüllen könnte; ferner hätte die Frage, ob das betreffende Grundstück insgesamt 
Baulandqualität besitzt, nicht unentschieden bleiben dürfen. 
 
Die EwF meint zu Unrecht, so liege es auch im Falle des Entwurfs des Bebauungsplans  
Nr. 77; nach dem Stand der Planung würde sie erhebliche finanzielle Einbußen erleiden, „da 
ihr bisher grundsätzlich zur baulichen Nutzung zur Verfügung stehendes Grundstück in eine 
öffentliche Grünfläche umgewandelt“ werden würde. 
 
Der vom BVerfG mit dem zitierten Beschluss entschiedene Fall und die Situation der Ein-
wandführerin im Hinblick auf das Grundstück FlNr. 748/70 sind im Hinblick auf die bei der 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 77 zu berücksichtigenden Belange nicht vergleichbar: 
Im Falle der Einwandführerin war die ihrem Rechtsvorgänger für das viergeschossige Wohn-
haus auf der nördlichen (etwas größeren) Hälfte des Grundstücks FlNr. 748/70 erteilte Bau-
genehmigung an die Auflage gebunden, auf der südlichen Teilfläche dieses Grundstücks 
einen Kinderspielplatz zu errichten. Dem lag die Konzeption der Gesamtplanung des Gebiets 
des heutigen Entwurfs des Bebauungsplans Nr. 77 zugrunde. Dieser Außenanlagen-Plan 
vom 26.08.1967 (mit Änderungen vom 17.11.1970) und ebenso der mit dem Prüfstempel des 
Kreisbaumeisters vom 08.09.1966 versehene Plan des Architekten Köhler sahen vor, dass in 
den Teilbereichen Mitte und Nord des heutigen Bebauungsplans Nr. 77 je ein Kinderspiel-
platz zu errichten war und zwar auf den heutigen Grundstücken FlNr. 748/65 und 748/70. 
Dies war in den 70er-Jahren des vorigen Jahrhunderts das absolute Minimum an Kinder-
spielplätzen für eine derart intensive Wohnbebauung. 
 
Im Bereich Süd des Gebietes des Bebauungsplans Nr. 77, der gegenwärtig insgesamt aus 
einem großen ungeteilten Buchgrundstück besteht, schränkt der dort schon ursprünglich 
geplante Kinderspielplatz zwar die bauliche Ausnutzung des gesamten Grundstücks FlNr. 
752/05 formal ein, inhaltlich / materiell jedoch nicht, weil schon zur Zeit der Planung die  
BayBO von 1962 in Art. 8 die Errichtung von Kinderspielplätzen für Wohnbauten verpflich-
tend vorgesehen hatte. 
 
Im Falle des Bereichs Mitte – zu dem neben dem Grundstück der EwF, FlNr. 748/70, die 
heutigen Grundstücke FlNrn. 748/41 bis 49, 748/91 bis 93, 748/111 bis 113 sowie 748/9 ge-
hören, und dessen Planung ebenfalls einen Kinderspielplatz für den gesamten Bereich Mitte 
vorgesehen hatte – kann nun nicht durch die spätere Aufteilung des Grundstücks in 15 
Wohnbaugrundstücke sowie ein Stellplatzgrundstück der erforderliche Kinderspielplatz in  
16 kleine Stücke „zerschlagen“ und die Teile auf den einzelnen kleinen Wohngrundstücken 
realisiert werden. Die Einwandführerin bzw. ihr Rechtsvorgänger haben das Grundstück 
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FlNr. 748/70 vielmehr einschließlich des allen Grundstückseigentümern des Bereichs Mitte 
dienenden Geländes für den Kinderspielplatz erworben. Dieser Teil seines Grundstücks war 
nie mit einem Baurecht versehen worden – er war vielmehr ursprünglich Außenbereich und 
ist von da aus zum Spielplatzgrundstück für den Bereich Mitte geworden. 
 
Das Grundstück FlNr. 748/70 war mithin bauplanungsrechtlich von Anbeginn an einge-
schränkt durch die mit der Auflage begründete Verpflichtung, in seinem südlichen Teil einen 
Kinderspielplatz zu bauen und vorzuhalten. Deshalb hatte und hat die Einwandführerin seit 
Erteilung der Baugenehmigung für die Wohnbebauung auf der nördlichen Hälfte des Grund-
stücks FlNr. 748/70 kein Baurecht auf der südlichen Hälfte. 
 
2. Die Einwandführerin meint ferner, aus dem Umstand, dass auf den umliegenden 
Grundstücken keinerlei Grünfläche für die Öffentlichkeit vorgesehen sei, ergebe sich eine 
gleichheitswidrige Einschränkung ihrer Baufreiheit; es sei nicht erkennbar, dass der Planung 
eine Abwägung zugrunde liege, die eine gleichmäßige Einschränkung aller Grundstücksei-
gentümer hinsichtlich der von der Gemeinde verfolgten Zwecke umfassen würde; auch hand-
le es sich um eine besonders gravierende Ungleichbehandlung, da der Einwandführerin die 
Inanspruchnahme der gesamten Freifläche auf ihrem Grundstück für öffentliche Zwecke auf-
erlegt werden solle, eine Heranziehung anderer Grundstücke im näheren Umkreis jedoch 
unterbleibe (vgl. BVerwG, B. v. 11.04.2012, Juris Rn. 4 ff.). 
 
Wie sich aus dem Bestand der Bebauung im Mittelteil des Planungsgebietes zwischen 
Christl-Cranz-Straße und Carl-Diem-Straße einerseits und dem Gesamtplan des Ingenieur-
büros Obermeier im Auftrag der Raumbau GmbH & Co. KG vom 26.08.1967 für die Außen-
anlagen der Wohnsiedlung Neufahrn / West eindeutig ergibt, war der für dieses Gebiet anzu-
legende Kinderspielplatz mit umgebender Begrünung (§ 3 Abs. 3 Kinderspielplatzsatzung) im 
Westen des Bereichs Mitte auf der ganzen südlichen Hälfte des heutigen Grundstücks FlNr. 
748/70 der Einwandführerin vorgesehen, während die Kfz-Stellplätze für die Wohngebäude 
dieses Gebiets auf der Ostseite des Bereichs Mitte entlang der Carl-Diem-Straße vorgese-
hen waren. Kinderspielplatz und Stellplätze waren also für dieses Gebiet insgesamt vorge-
sehen. Hieran konnte sich auch durch die spätere Aufteilung des Gebiets in zahlreiche Ein-
zel-Baugrundstücke nichts ändern. Die von der Einwandführerin beanstandete angebliche 
Ungleichbehandlung ist also nicht Folge einer gleichheitswidrigen Einschränkung ihrer Bauf-
reiheit für ihr Grundstück, sondern Folge der späteren Aufteilung dieses Bereichs in ihr 
Grundstück sowie zahlreiche weitere Einzelgrundstücke, an der ihr Rechtsvorgänger von 
Anfang an beteiligt gewesen war. 
 
3. Zu Unrecht beanstandet die Einwandführerin eine angebliche „Nichtberücksichtigung 
von Wohnungsbedarf sowie Parkdruck“; diese könnten durch den Bau einer Wohnanlage mit 
Tiefgarage und die Reduzierung des Spielplatzes auf einen kleinen Teil des Grundstücks, 
auf dessen südlichen Teil, gelindert werden. Dem ist nicht zu folgen: 
 
Der – rudimentär vorhandene – Kinderspielplatz auf dem Grundstück FlNr. 748/70 dient der 
– wenn auch unzureichend dimensionierten und unzureichend realisierten – wenigstens teil-
weisen – Erfüllung der Spielplatzpflicht für die 14 Wohngebäude des Bereichs Mitte (ohne 
das damals noch nicht existierende Wohngebäude Carl-Diem-Straße 1). Nach der Spiel-
platzsatzung der Gemeinde (§ 4 der Satzung) müsste der Spielplatz eine Größe von 1,5 m2 
je 25 m2 Wohnfläche in dem betreffenden Gebiet haben. Die Wohnfläche der Gebäude im 
Bereich Mitte (ohne Carl-Diem-Straße 1) beläuft sich auf ca. 8.340 m2. Der Spielplatz für 
diesen Bereich müsste nach der Spielplatzverordnung der Gemeinde also eine Spielfläche 
von ca. 500 m2 haben. In der Realität hat dieser Spielplatz aber nur eine Größe von ca.  
313 m2. Er ist also keinesfalls überdimensioniert, sondern weist ein Defizit von ca. 240 m2 

Spielfläche auf. Im Entwurf des Bebauungsplans Nr. 77 hat der Spielplatz im Bereich Mitte 
eine Größe 1.150 m², von denen nach Abzug der Eingrünung und der Erschließungswege 
ca. 600 m² für Spielzwecke zur Verfügung stehen. 
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Dass der im Entwurf vorgesehene Spielplatz auf dem Grundstück FlNr. 748/70 mit ca. 1.150 
m² Fläche einschließlich der Begrünung des Mindestmaß nach der Spielplatzverordnung 
überschreitet, ist dem Umstand geschuldet, dass die Gemeinde in allen drei Bereichen des 
Plangebiets ein vergleichbares Spielplatzangebot schaffen will. Ohnehin sind die Eingrü-
nungsflächen des Spielplatzes im Bereich Mitte großzügig bemessen und sollen mit in die 
Gemeinschaftsfläche einbezogen werden, um die gewünschte Abschirmung der spielenden 
Kinder zur Bebauung und ein positives optisches Erscheinungsbild zu gewährleisten. Auch 
die Übernahme von Einrichtung und Pflege des Spielplatzes durch die Gemeinde bedingt 
eine etwas größere Dimensionierung. 
 
Im Übrigen: Würde auf der südlichen Hälfte des Grundstücks FlNr. 748/70 nur ein erheblich 
kleinerer Spielplatz festgesetzt, würde ersatzweise auf der restlichen Fläche dieser Hälfte 
Grünfläche festgesetzt werden – jedenfalls würde keine Wohn- oder sonstige Bebauung 
festgesetzt werden. 
 
4. Formelle Rügen 
 
a) Vereinfachtes Verfahren 
 
Es wird kritisiert, dass auf die Durchführung eines beschleunigten Verfahrens bewusst ver-
zichtet worden sei. Sowohl nach § 13 Abs. 1 (vereinfachtes Verfahren) als auch in § 13 a 
Abs. 1 (beschleunigtes Verfahren) handelt es sich um „Kann“ - Vorschriften. Die Gemeinde 
ist nicht zur Wahl eines dieser Verfahren verpflichtet. 
 
b) Entfallen der Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Eine solche ist nicht erforderlich, weil in dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 77 kein neuer 
Eingriff in die Umwelt und ihre Belange vorgesehen ist. Dies ist auch das Ergebnis in Nr. 8. 
des Umweltberichts zum Bebauungsplan Nr. 77. 
 
5. Erforderlichkeit 
 
Nach § 1 Abs. 3 BauGB dürfe eine Kommune nur dann und in dem Umfang planerisch tätig 
werden, wie dies städtebaulich erforderlich sei. Das trifft laut Stellungnahme in diesem Sinne 
nicht zu: 
 
Die Gemeinde ist nach § 1 Abs. 3 BauGB zur Planung befugt, „wenn sie hierfür hinreichend 
gewichtige städtebauliche Allgemeinbelange in Feld führen kann. Welche städtebaulichen 
Ziele sie sich setzt, liegt in ihrem planerischen Ermessen, d.h. sie ist ermächtigt, eine  
„Städtebaupolitik“ entsprechend ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen zu betreiben 
(BVerwG, B. v. 11.05.1999 – 4 BN 15/99, NVwZ 1999, 1338; Battis in Battis / Krautzberger / 
Löhr, BauGB, Kommentar 12. Aufl., Rn. 26 zu § 1 BauGB). Bebauungspläne sind dann „er-
forderlich“, wenn sie nach der „planerischen Konzeption der Gemeinde“ als erforderlich an-
gesehen werden können (BVerwG, U. v. 26.03.2009 – 4 C 21.07, BVerwGE 133, 310). 
„Deshalb kann eine verbindliche Bauleitplanung auch eine bereits vorhandene Bebauung 
überplanen, um den bereits entstandenen städtebaulichen Zustand rechtlich festzuschrei-
ben, selbst wenn sich die „Bebauung weitgehend nach § 34 bestimmt“ (BVerwG, B. v. 
16.01.1996 – 4 NB 1/96, Jurion Rn. 83; Battis a.a.O.). 
 
In diesem Zusammenhang werden in der Stellungnahme zwei Planungsziele aufgegriffen: 
die Kinderspielplätze (a) und das durchlässige Wegenetz (b). 
 
Dazu im Einzelnen: 
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a) Kinderspielplätze: 
 
Mit der Behauptung, zur Umsetzung dieses Planungszieles bedürfe es eines Bebauungs-
plans nicht, es genüge die Durchsetzung der Auflagen aus der Baugenehmigung und der 
Kinderspielplatzsatzung, werden zwei Rechtsebenen miteinander vermischt, zum einen die 
bauplanungsrechtliche Ebene des Bundesbaugesetzes und zum anderen die bauordnungs-
rechtliche Ebene der Bayerischen Bauordnung. Gerade die Weigerung der Eigentümer der 
für Kinderspielplätze vorgesehenen Flächen. Diese Spielplätze in einer den Auflagen zur 
Baugenehmigung und der Kinderspielplatzsatzung genügenden Verfassung zu unterhalten, 
lässt die städtebauliche Erforderlichkeit einer bauplanungsrechtlichen Regelung hervortreten. 
 
b) Wegenetz: 
 
Eine städtebauliche Erforderlichkeit der Sicherung eines durchlässigen Wegenetzes für die 
Bewohner und die Allgemeinheit im Gebiet wird anhand der dort zunehmend aufgestellten 
Schilder mit Durchgangsverboten (siehe das entsprechende Foto in der Begründung des 
Bebauungsplans) unmittelbar deutlich. 
 
6. Die Einwandführerin trägt vor, für die Festsetzung der Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 
3 BauNVO auf den Bestand der bisherigen Bebauung im Plangebiet könne ein Rechtferti-
gungsgrund nicht in dem Schutz und der Entwicklung der vorhandenen Grünflächen sowie 
der Vermeidung einer Nachverdichtung gesehen werden. Dies trifft nicht zu: 
 
Da für die Höhen der vorhandenen Gebäude kein abschließendes Maß durch Festsetzung 
einer Höhenbegrenzung oder einer Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse vorgesehen ist, 
soll insoweit eine gewisse Nachverdichtung nicht ausgeschlossen, soweit z. B. das Erforder-
nis der Bereitstellung der dafür notwendigen zusätzlichen Stellplätze gelöst wird. Aus städte-
baulichen Gründen wird derzeit eine Begrenzung der Bauhöhen nicht für erforderlich gehal-
ten. 
 
Die Erhaltung und die Entwicklung der vorhandenen Grün- und Freiflächen und ihr Schutz 
vor weiterer Überbauung sind dagegen ein städtebaulicher Rechtfertigungsgrund für die 
Festsetzung der Baugrenzen. Der Bestand und die Pflege und Entwicklung der im Plange-
biet vorhandenen Grün- und Freiflächen sind angesichts der z. T. sehr massiven Bebauung 
des Gebiets ein wesentliches Element für die Erhaltung der Wohnqualität in diesem Gebiet. 
 
Die Baufreiheit der Einwandführerin wird hierdurch auch nicht gleichheitswidrig einge-
schränkt, denn der Rechtsvorgänger der Einwandführerin hat das Grundstück FlNr. 748/70 
unter Einbeziehung des von Anbeginn an in der Planung des Baugebiets Mitte für dieses 
Gebiet vorgesehenen Kinderspielplatzes mit umgebender Grünfläche erworben, die nicht als 
Baufläche geplant war. Deshalb ist auch das Argument verfehlt, die Gleichheitswidrigkeit 
bestünde darin, dass die anderen Grundstücke des Bereichs Mitte für eine der Allgemeinheit 
zur Verfügung stehende Grünfläche und Kinderspielplätze nicht "herangezogen" werden. 
Das war so schon Inhalt des Plans der Außenanlagen der Raumbau GmbH & Co. KG und 
der seinerzeit erteilten Baugenehmigung. Diese öffentlichen Zwecke waren der südlichen 
Hälfte des Grundstücks FlNr. 748/70 schon vor Erwerb dieses Grundstücks durch den 
Rechtsvorgänger der jetzigen Eigentümerin auferlegt worden. 
 
7. Die Einwandführerin wendet sich gegen die Festsetzung der Spielflächen als öffent-
liche Spielplätze. Die hierfür angegebenen Gründe greifen nicht durch: 
 
a) Die Einwandführerin trägt vor, es sei nicht berücksichtigt, dass die vorhandene Be-
bauung auf ihrem Grundstück mit einer Wohnfläche von ca. 1.500 m² zur Deckung des hier-
von ausgelösten Spielflächenbedarfs eine Fläche von nur ca. 90 m² anstatt einer Fläche von 
ca. 1.150 m² erforderlich mache. Der Spielplatz auf der südlichen Hälfte des Grundstücks 
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FlNr. 748/70 dient jedoch nicht nur dem von der Wohnbebauung auf der nördlichen Hälfte 
dieses Grundstücks ausgelösten Spielplatzbedarf, sondern dem von der gesamten Wohnbe-
bauung des Bereichs Mitte ausgelösten Bedarf. Bereits in der ursprünglichen Planung des 
gesamten Gebiets des Bebauungsplans Nr. 77 war es als städtebaulich richtig und sinnvoll 
erkannt worden, nicht jedem Wohnhaus seine mehr oder weniger kleine Spielplatzecke (wie 
sie z. B. heute exemplarisch auf dem nachträglich mit einer Wohnbebauung anstelle der ur-
sprünglichen Tankstelle bebauten Grundstück FlNr. 748/115 zu sehen ist) zuzuweisen, son-
dern den Spielplatzbedarf für jedes dieser drei Gebiete durch einen entsprechend größeren 
und damit für seinen Zweck viel geeigneteren gemeinsamen Spielplatz zu befriedigen. 
 
b) Der derzeitige Zustand dieser drei Spielplatz-Flächen – auch des auf dem Grund-
stück der Einwandführerin gelegenen – zeigt aber deutlich, dass die Anlage, Einrichtung, 
Unterhaltung und Pflege dieser Kinderspielplätze durch die Eigentümer dieser Flächen  
weitestgehend vernachlässigt worden sind. 
 
Mit ihren umfangreichen Ausführungen zu der Spielplatzpflicht gemäß Art. 7 BayBO 2008 
und ihren Hinweisen auf die Spielplatzsatzung der Gemeinde Neufahrn vermischt die Ein-
wandführerin die Rechtsebenen des Bauplanungsrechts nach dem BauGB und des Bauord-
nungsrechts nach der BayBO in unzulässiger Weise (vgl. Decker in Simon/Busse a.a.O. Rn. 
12 ff. zu Art. 81 BayBO und König in: „Baurecht Bayern“, 5. Aufl. 2015, S. 351 Rn. 751). Da 
bisher im Gebiet des künftigen Bebauungsplans Nr. 77 ohne städtebauliche Festsetzungen 
die Versorgung mit Kinderspielplätzen allein dem Bauordnungsrecht überlassen war, führte 
dies wegen der Unwilligkeit der Grundeigentümer einerseits und der schwierigen Eigentums-
verhältnisse andererseits zu den gegenwärtigen, untragbaren Zuständen. Die Bauaufsicht 
liegt nicht in der Hand der Gemeinde Neufahrn. Diese hatte in der Vergangenheit speziell auf 
dem Grundstück FlNr. 748/70 der Einwandführerin versucht, im Wege der Ersatzvornahme 
den Spielplatz in einen angemessenen Ausbauzustand zu versetzen. Hiergegen hat der 
Rechtsvorgänger der Einwandführerin eingewandt, die Spielfläche auf seinem Grundstück 
sei nach der ursprünglichen Planung aus der Zeit vor seinem Erwerb des Grundstücks dem 
Spielplatzbedarf des gesamten Bereichs Mitte zu dienen bestimmt, für den er nicht alleine 
verantwortlich sei. 
 
Das praktische Ergebnis dessen ist städtebaulich nicht verantwortbar. Es besteht deshalb 
das Erfordernis, in dem Gebiet Mitte des Bebauungsplans Nr. 77 einen Spielplatz als Ge-
meinschaftsanlage gemäß § 9 Abs. I Nr. 22 BauGB festzusetzen und erforderlichenfalls in 
die öffentliche Hand der Gemeinde Neufahrn zu übernehmen und von dieser selbst anlegen 
und unterhalten zu lassen. 
 
Der Verweis der Einwandführerin auf die Spielplatzpflicht der übrigen Eigentümer von Wohn-
gebäuden im Gebiet Mitte ist städtebaulich verfehlt, da seine Realisierung zu einer Vielzahl 
von kleinsten Mini-Spielplätzen auf den einzelnen Wohngrundstücken führen würde, was 
dem Spielplatzbedarf der Kinder in dem Gebiet - wie schon von der ursprünglichen Planung 
gesehen worden war - nicht entsprechen würde. Zu Unrecht meint die Beschwerdeführerin 
auch, es sei nicht nachvollziehbar, welche städtebaulichen Gründe die Öffnung des Spiel-
platzes auch für Kinder aus den benachbarten Wohngebäuden rechtfertige. Gesunde  
Lebens- und Wohnverhältnisse, die zu schaffen die Gemeinde berechtigt und verpflichtet ist, 
erfordern es, dass die Kinder aus dem gesamten Bereich Mitte, also aus der dem Grund-
stück FlNr. 348/07 benachbarten Wohnbebauung auf „ihrem“ Spielplatz spielen und auch 
Freunde von außerhalb mitspielen lassen dürfen. Es handelt sich also um ein Problem, das 
nur auf bauleitplanerischer Ebene gelöst werden kann. 
 
Im Hinblick auf die angesprochenen Immissionskonflikte, hervorgerufen möglicherweise 
auch durch ältere Kinder, ist mitzuteilen, dass diese nach der TA-Lärm sicherlich nicht zu 
einer unzulässigen Beeinträchtigung für das Grundstück der Einwandführerin führen. Des 
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Weiteren wird darauf hingewiesen, dass eine Ausweisung als Bolzplatz o. ä. nicht vorgese-
hen ist, da in unmittelbarer Nähe (FlNr. 773/4) bereits ein Bolzplatz vorhanden ist. 
  
Beschluss:    
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Die im Bebau-
ungsplan erforderlichen Anpassungen ergeben sich aus der Würdigung der Stellungnahme 
der Bauverwaltung. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.3 Würdigung der Stellungnahmen aus der erneuten Auslegung gem.  

§ 4a Abs. 3 BauGB 
 
TOP  6.3.1 Flughafen München GmbH 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Flughafen München GmbH vom 11.05.2016 
 

 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 06.06.2016 die Würdigung der Stellungnahme ent-
sprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise bzgl. der Höhenbegrenzung durch den Flughafen München wurden bereits im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung in den Plan aufgenommen. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.3.2 Regierung von Oberbayern - Luftamt Südbayern 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Regierung von Oberbayern - Luftamt Südbayern vom 17.05.2016 
 

 
 
Stellungnahme vom 02.11.2015 
 

 

 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 06.06.2016 die Würdigung der Stellungnahme ent-
sprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches kommt es laut den planerischen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 77 zu keiner Ausweisung von Baurecht.  
 
Die Hinweise bzgl. der Höhenbegrenzung wurden bereits im Rahmen der öffentlichen Aus-
legung in den Plan aufgenommen. 
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Bei Bauanträgen innerhalb des Geltungsbereiches wird das Luftamt Südbayern im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens informiert und beteiligt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.3.3 Bürger 1 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme von Bürger 1 (vertreten durch Anwaltskanzlei Prof. Hauth & Partner) vom 
19.05.2016 
 
Die Anlagen, auf die in der Stellungnahme verwiesenen wird, werden aus Datenschutzgrün-
den nicht vollumfänglich vorgelegt, sind der Bauverwaltung jedoch bekannt und können von 
den Gremiumsmitgliedern eingesehen werden.  
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Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 06.06.2016 die Würdigung der Stellungnahme ent-
sprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
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Würdigung: 
 
Der Einwendungsführer rügt im Schreiben ihrer Verfahrensbevollmächtigten vom 19.05.2016 
zunächst erneut, dass auf die Umweltprüfung und den Umweltbericht verzichtet worden ist. 
 
Stellungnahme: 
 
Diese Einwendung bleibt rein formal und übersieht, dass Bebauungspläne, die keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen haben können, als bestandssichernde Bauleitpläne nicht die Not-
wendigkeit einer Umweltprüfung und eines Umweltberichts erzeugen. Der Einwendungsfüh-
rer sagt auch nichts dazu, warum das anders sein sollte. 
 
Inhaltlich erhebt er folgende Einwendungen: 
 
1. „Spielplatzflächen“ 
 
Der Einwendungsführer ist als „Miteigentümer des Spielplatz-Grundstücks 748/65“ mit der 
Ausweisung eines öffentlichen Spielplatzes nicht einverstanden; das gelte in gleicher Weise 
hinsichtlich der jetzt erfolgten Festsetzung des Bebauungsplans, dass der Spielplatz der  
Erfüllung der Herstellungs- und Unterhaltungspflicht einer Mehrzahl von Grundstückseigen-
tümern diene; es handle sich im Ergebnis um einen öffentlichen Spielplatz insoweit, als keine 
Möglichkeit und Handhabe bestehe, sicherzustellen, dass nur dieser eingeschränkte Perso-
nenkreis diesen nutze. 
 
Gegen die ursprünglich beabsichtigte Festsetzung als öffentlichen Spielplatz wandte sich der 
Einwendungsführer mit dem Argument, der Spielplatz dürfe nicht der Öffentlichkeit ganz all-
gemein dienen. Daraufhin wurde der Spielplatz als privater Spielplatz zur Erfüllung der Her-
stellungs- und Unterhaltungspflicht festgesetzt. Auch hiergegen wendet sich nun der Ein-
wendungsführer, weil keine Möglichkeit und Handhabe bestehe, sicherzustellen, dass nur 
dieser eingeschränkte Personenkreis den Spielplatz nutze; zudem sei nicht nachvollziehbar, 
aus welchen städtebaulichen und auch rechtlich zulässigen Gründen er „auf seinem eigenen 
Grundstück und zudem auf eigene Kosten die den Nachbargrundstücken in eigener Regie 
obliegende Herstellungs- und Unterhaltungspflicht für Spielplätze zu übernehmen habe“. 
 
Der Einwendungsführer meint, hinzu komme, dass mit Baugenehmigungsbescheid Nr. 
863/05 vom 28.09.2005 für sein Grundstück – gemeint ist das Grundstück FlNr. 748/115 – 
ein eigener Spielplatz mit ca. 80 m2 Fläche genehmigt worden sei. 
 
Stellungnahme: 
 
Der städtebauliche Grund ist unmittelbar erkennbar aus der dem Rechtsvorgänger des Ein-
wendungsführers bekannten Planung des Bereichs Nord einerseits und dem derzeitigen Zu-
stand der Spielplatz-Fläche andererseits, der aus den nachfolgenden Fotos ersichtlich ist. 
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Der in der Baugenehmigung für das Grundstück FlNr. 748/115 angeordnete Spielplatz ist 
vom Einwendungsführer offensichtlich niemals „wirklich“ angelegt worden. Diese verwahr-
loste Fläche als Spielplatz zu bezeichnen, ist irreführend. Das zeigen die nachfolgenden  
Fotografien der privaten „Spielplätze“ des Einwendungsführers auf FlNr. 748/115 und FlNr. 
748/93.  
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Abgesehen davon entfällt nicht die Notwendigkeit des Spielplatzes für den gesamten Bereich 
Nord des Bebauungsplangebiets. Selbst wenn man davon ausginge, dass diese trostlose, 
vom Einwendungsführer als Spielplatz bezeichnete Fläche auf dem Grundstück FlNr. 
748/115 einer Spielplatzpflicht genügen würde, würde dies nur für die Wohnflächenmehrung 
auf diesem Grundstück gegenüber der ursprünglichen Planung aus dem Jahre 1971 gelten 
können. 
 
Darüber hinaus wird auf die Stellungnahme desselben Eigentümers, der nun hier von der 
Kanzlei Prof. Hauth vertretenen wird, vom 18.02.2013 verwiesen. Der Eigentümer schreibt 
explizit auf diese Spielplatzfläche bezogen: „Vielmehr ist es wichtig, den aufgelösten Kinder-
spielplatz wieder herzustellen. Da die Kinder als Ersatz für den nicht (mehr!!) vorhandenen 
Spielplatz auf meiner Stellplatzfläche spielen, vermehren sich die Beschwerden, dass par-
kende Autos beschädigt werden.“ 
Der Eigentümer spricht also selbst von einem „aufgelösten Kinderspielpatz“. Genau dieser 
Forderung entspricht die Gemeinde nun, mit der Festsetzung einer Fläche für Kinderspiel. 
 
b) Der Einwendungsführer wendet weiter ein, dass nach Nr. 1.3.7 der Festsetzungen 
durch Text für die Kinderspielplätze als Gemeinschaftsanlagen „erforderlichenfalls“ Dienst-
barkeiten anzuordnen sind und meint dies sei gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB, der nur für 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gelte, nicht zulässig. 
 
Stellungnahme: 
 
Das ist zwar richtig, jedoch kann nach Art. 7 Abs. 2 Satz 1 BayBO die dauerhafte Nutzung 
der Grundstücke bzw. Grundstücksteile, auf denen Kinderspielplätze festgesetzt sind, recht-
lich gesichert werden, was durch eine Dienstbarkeit in Gestalt einer beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeit geschehen kann und erforderlichenfalls „geschehen muss“, wenn nämlich der 
Eigentümer der Spielplatzfläche deren dauerhafte Nutzung als Spielplatz nicht freiwillig si-
cherstellt. Diese Voraussetzung ist hinreichend bestimmt. 
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2. „Stellplatzflächen“ 
 
a) Der Einwendungsführer meint, es sei sich die Gemeinde nicht im Klaren, mit welcher 
städtebaulichen Zielsetzung die Stellplatzanlage festgesetzt werde. 
 
Stellungnahme: 
 
Diese Zielsetzung wird aus der Begründung des Bebauungsplans unmittelbar deutlich – 
ebenso wie die Rechtsgrundlage, die im Bebauungsplan und seiner Begründung nicht not-
wendig bezeichnet werden muss. 
 
Das gesamte Gebiet ist als ein Baugebiet mit dem Charakter eines allgemeinen Wohnge-
biets festgesetzt. Es ist nicht etwa das Grundstück FlNr. 748/65 (das dem Einwendungsfüh-
rer im Übrigen nicht allein gehört) (siehe folgende Fotos) als gewerbliches Grundstück fest-
gesetzt und dem Rechtsvorgänger des Einwendungsführers und seiner Miteigentümer etwa 
als gewerbliches Grundstück zur Vermarktung der Tiefgarage als gewerbliche Anlage über-
lassen worden. Die Tiefgarage war von Anbeginn an nur als der umgebenden Wohnbebau-
ung dienend zulässig und genehmigungsfähig. Daran hat sich seither nichts geändert. 
 
 
 
 
 
 

 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.09.2017 Seite 119 

 

 

 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.09.2017 Seite 120 

 

 
 

 
 
Gerade die Bestrebungen des Einwendungsführers, seine Tiefgaragenstellplätze gewerblich 
vermietend zu nutzen, machen die Festsetzungen der Zuordnung der Stellplätze zur sie um-
gebenden Wohnbebauung im Bebauungsplan erforderlich und notwendig. 
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b) Der Einwendungsführer schreibt, dass in den Fällen, in denen die Festsetzung von 
Gemeinschaftsflächen maßgeblich auf die bauordnungsrechtliche Stellplatzpflicht gestützt 
werde, auch begleitende bauordnungsrechtliche Maßnahmen zu erlassen seien; hinzu kom-
me, dass allein mit Mitteln der Bauleitplanung keine Umsetzung der Verpflichtungen aus Nr. 
1.3.2 und 1.3.3 erfolgen könne. 
 
Stellungnahme hierzu: 
 
Die vom Einwendungsführer vermissten „begleitenden bauordnungsrechtlichen Maßnah-
men“, die zu erlassen seien, können nicht im Bebauungsplan als städtebauliche Festsetzung 
festgesetzt werden, sondern müssen von der zuständigen Baubehörde erlassen werden. 
 
Die Verpflichtungen aus Nr. 1.3.2 und 1.3.3 der textlichen Festsetzungen des Bebauungs-
plans bedürfen nicht der Umsetzung „mit Mitteln der Bauleitplanung“. Sie können aber mit 
Mitteln des Bauordnungsrechts durchgesetzt werden. 
 
Stellungnahme hierzu: 
 
Die Nutzungsbestimmung des Art. 2 Abs. 8 BayBO gibt der Bauaufsichtsbehörde die Mög-
lichkeit, sicherzustellen, dass die Stellplätze den Zwecken, denen sie dienen soll, dann auch 
zur Verfügung stehen. Dies gilt insbesondere für Vermietung an hausfremde Eigentümer von 
Kraftfahrzeugen. Die Bauaufsichtsbehörde hat die Möglichkeit und Zuständigkeit dies zu 
garantieren. 
 
Die vom Einwendungsführer beigefügten Adressenlisten der vermieteten Stellplätze auf FlNr. 
748/76 und 748/65 – ohne dass dies jetzt bis in Einzelne nachgeprüft worden ist und werden 
muss – belegen in der Tat, dass die Vermietung der Stellplätze, deren Zuweisung zu der 
Wohnbebauung gemäß dem Entwurf des Bebauungsplans durchaus entspricht. 
 
3. „Geh- und Fahrtrechte sowie Dienstbarkeiten“ 
 
a) Weiter wendet der Einwendungsführer ein, das Planzeichen 8 stehe in Widerspruch 
zu den Festsetzungen in Punkt 1.4.1 und 1.4.2, in welcher jeweils zwischen einem Gehrecht 
und einem Fahrtrecht unterschieden wird, und zudem das Gehrecht zu Gunsten der Allge-
meinheit dinglich gesichert werden soll, während das Fahrtrecht nur zu Gunsten der Gemein-
de gesichert werden soll. 
 
Stellungnahme hierzu: 
 
Was die Belastung mit einem Gehrecht zu Gunsten der Allgemeinheit einerseits und einem 
Fahrtrecht zu Gunsten der Gemeinde andererseits anbelangt, ist die Regelung in Nr. 1.4.1 
und 1.4.2 des Entwurfs eindeutig. Das Gehrecht (zu Fuß) soll in allen Fällen der Allgemein-
heit der Fußgänger zur Verfügung stehen. Dagegen soll das Fahrtrecht innerhalb des Plan-
gebietes nur zu Gunsten der Gemeinde für deren Wartungsfahrzeuge bestehen, nicht dage-
gen für die Allgemeinheit. 
 
In der  Plandarstellung enthält die Randsignatur (gleichbleibend) entweder den Buchstaben 
G (Gehrecht) oder den Buchstaben F (Fahrrecht) oder die beiden Buchstaben in Form G/F 
(= sowohl Geh- als auch Fahrrecht). Dies erscheint aus Planersicht eindeutig zugeordnet. 
 
b) Der Einwendungsführer wendet ferner ein, bereits durch das bestehende Wegerecht 
werde die private Fußwegfläche auf FlNr. 748/115 „in nicht hinnehmbarer Weise insbesonde-
re durch nicht abgeholten Hausmüll verschmutzt“; diese Situation werde sich durch die 
Schaffung von öffentlichen Wegen noch weiter verschärfen. 
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Stellungnahme hierzu: 
 
Die Einwendung ist nicht begründet: 
 
Die Grundstücke FlNr. 748/65, 748/66, 748/67, 748/68 sowie 748/69 bedürfen bauplanungs-
rechtlich einer öffentlichen Erschließung an eine öffentliche Verkehrsfläche. Diese wird durch 
die Festsetzung des Gehrechts für die Allgemeinheit und des Fahrtrechts für die Gemeinde 
sichergestellt. Wenn diese Wegeflächen „durch nicht abgeholten Hausmüll verschmutzt“ 
werden, ist dies keine Frage des Bauplanungsrechts und auch nicht mit bauplanungsrecht-
lichen Mitteln lösbar. Diese Situation wird auch durch die Festsetzung als Gehrecht zu Guns-
ten der Allgemeinheit nicht verschärft, da die Allgemeinheit wohl kaum Hausmüll extra auf 
diese Wegefläche transportieren und dort liegen lassen wird. 
 
4. „Grünflächen“ 
 
a) Die Festsetzung als „Private Grünfläche zur gemeinschaftlichen Nutzung“ ist absolut 
eindeutig. Der Einwendungsführer hält irrigerweise die gemeinschaftliche Nutzung für das-
selbe wie die Nutzung durch die Allgemeinheit. Die Allgemeinheit ist aber nicht die Gemein-
schaft. Private Nutzung ist selbstverständlich die Nutzung durch die Eigentümer (und damit 
auch die Mieter) der Wohnanwesen und ihrer Teile. 
 
Bereits in seinem Urteil vom 24.03.1986 (Az.: 15 B 85 A.1733, auf S. 10 der Urteilsausferti-
gung) hat der BayVGH festgestellt, dass keine Bedenken dagegen bestehen, eine Fläche 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB als „Gemeinschaftsgrünfläche, Spielplatz usw.“ festzuset-
zen. Dasselbe gilt für die hier vorgesehene Festsetzung als „private Grünfläche zur gemein-
schaftlichen Nutzung“. 
 
b) Der Einwendungsführer wendet sich zu Unrecht gegen das Pflanzgebot und das Ein-
friedungsverbot. Die im städtebaulichen Zusammenhang des Bereichs Mitte des Bebau-
ungsplans liegende Teilfläche des Grundstücks FlNr. 748/70 war seit jeher begrünt und nicht 
eingezäunt. Dies soll gesichert werden. 
 
Zu Unrecht meint der Einwendungsführer, es sei unzulässig, „Jahrzehnte nach Verwirkli-
chung der Bebauung Flächen eines einzelnen Eigentümers für öffentliche Zwecke in An-
spruch zu nehmen…..“. Die Freifläche mit dem Kinderspielplatz wird nicht „Jahrzehnte nach 
Verwirklichung der Bebauung“ etwas geändert, sondern es ist seinerzeit im Zuge der Bebau-
ung auch diese Freifläche mit Kinderspielplatz eingerichtet worden, die jetzt durch den Be-
bauungsplan gesichert werden soll. Ein Baurecht auf dieser Fläche hat zu keinem Zeitpunkt 
jemals bestanden. 
 
5. „Sonstiges“ 
 
a) Der Einwendungsführer meint, die Festsetzung Nr. 1.3.1, wonach die Festsetzungen 
1.2.1 und 1.2.2 sinngemäß gelten, sei unbestimmt und unwirksam. 
 
b) Der Einwendungsführer wendet ein, für den Hinweis unter Punkt 3.1.5 sei keine 
Rechtsgrundlage ersichtlich. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Festsetzung Nr. 1.3.1 gilt für die „Flächen für Gemeinschaftsanlagen, oberirdische und 
Tiefgaragenstellplätze (Gemeinschaftsanlagen)“. 
 
Die Festsetzungen Nr. 1.2.1 und 1.2.2, deren sinngemäße Geltung durch die Festsetzung 
Nr. 1.3.1 auch für die oberirdischen und Tiefgaragenstellplätze als Gemeinschaftsanlagen 
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angeordnet wird, betreffen die Flächen für Nebenanlagen, zum einen die Tiefgaragen (Nr. 
1.2.1), zum anderen die oberirdischen Stellplätze (Nr. 1.2.2). 
 
Sowohl der Inhalt der Festsetzungen Nr. 1.2.1 und 1.2.2 als auch ihre Zuordnung durch Nr. 
1.3.1 sind eindeutig. 
 
Die Bestimmtheit der Festsetzungen Nr. 1.2.1 und 1.2.2 wird auch vom Einwendungsführer 
nicht bezweifelt. 
 
c) Der Einwendungsführer rügt, in den Hinweisen durch Planzeichen 17 werde das 
Nachrüsten des zweiten Rettungsweges am Gebäude „festgeschrieben“. 
 
Stellungnahme: 
 
Hinweise schreiben nichts fest. Sie sind auch keine Festsetzung. 
 
d) Der Einwendungsführer weist darauf hin, es werde von der Gemeinde nicht ausge-
führt, dass die FlNr. 748/76 den FlNr. 748/70 bis 75/77/79 und /112 als Stellplatzfläche die-
nen solle, was im Übrigen auch der Fall sei; die Stellungnahme berücksichtige jedoch nicht, 
dass auch bei Anbau eines Kopfgebäudes im Bereich der Carl-Diem-Straße 5 mit drei 
Wohneinheiten der erforderliche Stellplatznachweis erbracht werden könne; neben den vor-
handenen acht Stellplätzen könnten zusätzlich sechs Stellplätze erstellt werden mit der Fol-
ge, dass sich die Stellplatzzahl von FlNr. 748/76 auf insgesamt 26 Stellplätze erhöhe, statt 
der bisher vorhandenen 20 Stellplätze; aufgrund der bereits bestehenden vollflächigen Ver-
siegelung trete auch keine Verschlechterung im Hinblick auf die Belange des Bodenschutzes 
ein. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Gemeinde lehnt aus städtebaulichen Gründen eine weitere Verdichtung der Bausub-
stanz in der Fläche ab. Die Bauflucht der Häuser Carl-Diem-Straße 11 c, 11 b und 11 a soll 
im Wesentlichen erhalten bleiben. Bei der Carl-Diem-Straße und ihrer Verlängerung im Be-
reich der Sepp-Herberger-Straße handelt es sich um eine ruhige Erschließungsstraße, die 
auf der Westseite von einer gleichmäßig gepflanzten Baumzeile gesäumt wird, und die auf 
beiden Seiten von einem nahezu einheitlich breiten Band  privater Freiflächen begleitet wird. 
Die Straße lebt von der Einrahmung durch Grün und der Fußgänger profitiert von dem ver-
kehrsfreien, zügig begehbaren Gehweg auf der Südseite.  
 
Die städtebauliche Intention des ursprünglichen Bebauungs- und Straßenkonzeptes ist klar 
ablesbar:  
ein einheitlicher, grünbetonter Straßenraum, der seinen städtebaulichen Abschluss nach 
Süden zur Echinger Straße durch das vorspringende Gebäude Sepp-Herberger-Straße 
Nr.15 erhält. Das westliche Freiflächenband – zwischen der Straße und der Bebauung des 
Plangebietes – sorgt für den respektvollen Abstand zwischen der Einfamilienhausbebauung 
auf der Straßenostseite und dem Geschosswohnungsbau. Städtebauliche Qualität ist unver-
zichtbar für Ortsbild, Wohlbefinden und das Image sowohl des Plangebiets als auch des an-
grenzenden Einfamilienhausgebietes. 
 
Städtebaulich nicht verträglich sind entlang der Carl-Diem-Straße und im Bereich der Sepp-
Herberger-Straße - als ihrer geradlinigen Fortführung – deshalb: 
- alle Gebäudeneubauten oder Anbauten, die vor die ursprünglich konzipierte, straßen- 
            raumbildende Fassadenflucht vorspringen  
- jegliche Erhöhung des Anteils befestigter und überbauter Fläche und die damit ver- 
            bundene Minderung der Durchgrünung des Freiflächenbandes  
- die Beseitigung von bestehendem wertvollem Gehölzbestand 
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- die Mehrung der Zufahrten, die den Gehweg und das Freiflächenband unterbrechen  
oder solche, die zu Aufweitungen der bestehenden Fußerschließungswege führen, 
diese überlagern und Konfliktsituationen mit Fußgängern und Radfahrern erzeugen.  

 
All diese städtebaulichen und funktionalen Fehlentwicklungen wären mit der geplanten Bau-
maßnahme verbunden. Gleichzeitig würde die Stellplatzsituation in keiner Weise entlastet, 
voraussichtlich sogar verschärft. Die überbauten und befestigten Flächen der Gesamtanlage 
würden weiter vermehrt, die Pflanzung von räumlich wirksamer Begrünung verhindert, die 
Anlage eines qualitätvollen Kinderspielplatzes auf natürlichem Untergrund wäre angesichts 
der Flächenerfordernisse für Stellplätze und Zufahrten unmöglich. 
 
Auf dem Grundstück 748/76 besteht kein Baurecht und soll auch keins entstehen. 
 
Auf dem Grundstück FlNr. 748/76 wird durch den Bebauungsplan auch kein Baurecht entzo-
gen. Es handelt sich hierbei um eine Freifläche mit von Anfang an gegebener städtebauli-
cher Zweckbestimmung (Stellplätze), die als solche Teil des Bebauungszusammenhangs ist. 
Es handelt sich nicht um eine Baulücke, auf der ein Baurecht nach § 34 BauGB ruht. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. 
Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  6.3.4 Bürger 2 (vertreten durch RA Prof. Hauth & Partner) 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme von Bürger 2 (vertreten durch Anwaltskanzlei Prof. Hauth & Partner) vom 
19.05.2016 
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Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 06.06.2016 die Würdigung der Stellungnahme ent-
sprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Einwendungsführerin rügt im Schreiben ihrer Verfahrensbevollmächtigten vom 
19.05.2016 zunächst erneut, dass auf die Umweltprüfung und den Umweltbericht verzichtet 
worden ist. 
 
Stellungnahme: 
 
Diese Einwendung bleibt rein formal und übersieht, dass Bebauungspläne, die keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen haben können, als bestandssichernde Bauleitpläne nicht die 
Notwendigkeit einer Umweltprüfung und eines Umweltberichts erzeugen. Die Einwendungs-
führerin sagt auch nichts dazu, warum das anders sein sollte. 
 
Darüber hinaus liegt der Begründung zum Bebauungsplan ein Umweltbericht bei (Seite 20 
ff.).  
 
Inhaltlich erhebt sie folgende Einwendungen: 
 
1. „Spielplatzfläche“ 
 
a) Die Einwendungsführerin ist nach wie vor mit der Festsetzung des Spielplatzes auf 
dem südlichen Teil ihres Grundstücks FlNr. 748/70 nicht einverstanden. Sie wiederholt in-
haltlich ihre schon bisher vorgetragenen Einwendungen: 
 
Es sei nicht nachvollziehbar, aus welchen städtebaulichen und auch rechtlich zulässigen 
Gründen sie auf ihrem eigenen Grundstück und zudem auf eigene Kosten die den Nachbar-
grundstücken in eigener Regie obliegende Herstellungs- und Unterhaltungspflicht für Spiel-
plätze zu übernehmen habe; hinzu komme, dass die mit der Schaffung von Spielplätzen ver-
bundenen Lärmimmissionen einzig zu Lasten der Bewohner ihres Hauses erfolgen und eine 
Mehrzahl der angrenzenden Gebäude/Eigentümer von der ihr obliegenden Verpflichtung zur 
Schaffung von Spielplätzen frei werden und ihre Grundstücke zudem keinen Lärmimmissio-
nen durch Spielplatzflächen ausgesetzt seien. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Einwendungsführerin übergeht erneut den Umstand, dass im Bereich Mitte des Plange-
biets schon bei ursprünglichen Planungen die Südhälfte ihres späteren Grundstücks als 
Spielplatzfläche für den gesamten Bereich Mitte eingeplant gewesen ist. Hätte die Gemeinde 
damals einen Bebauungsplan erlassen, dann wäre dies seinerzeit auch so festgesetzt wor-
den. 
 
Der in der Entwicklung von Grundstücken erfahrene Rechtsvorgänger der Einwendungsfüh-
rerin hat das Grundstück FlNr. 748/70 mit dieser Einschränkung wissentlich erworben; er 
wird für dessen südliche Hälfte kaum den damaligen Preis für Bauland bezahlt haben. 
 
Es ist auch städtebaulich sinnvoll, für die Wohngebäude des Bereichs Mitte des Bebauungs-
plangebiets einheitlich einen größeren Spielplatz anzulegen, statt im Vorgarten eines jeden 
Wohnhauses einen kleinen Mini-Spielplatz errichten zu lassen. 
 
Im Übrigen gilt auch für die Einwendungsführerin die schon lange bekannte, einhellige Auf-
fassung der Rechtsprechung: 
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„Der Lärm spielender Kinder mag für einzelne Bewohner schwer erträglich sein, ist jedoch 
als Lebensäußerung unvermeidbar und deshalb auch in einem Wohngebiet der Nachbar-
schaft zuzumuten.“ (BayVGH, U. v. 30.04.1984, BayVBl 1984, 49; vgl. auch BVewG, U. v. 
12.12.1991, Az.: 4 C 5.88, BayVBl 1992, 410 f.) 
 
b) Die Einwendungsführerin wendet sich nach wie vor auch gegen die geänderte Fest-
setzung in Nr. 1.2.4, wonach die festgesetzten Flächen für Spielplätze dauerhaft sicherzu-
stellen, mit Spiel- und Sitzangeboten auszustatten und zu begrünen sind. Sie verweist hierzu 
auf ihre bisherigen Einwendungen in ihrem Schreiben vom 03.11.2015. 
 
Stellungnahme: 
 
Zunächst wird Bezug genommen auf die zu den Einwendungen vom 03.11.2015 festgehal-
tene Stellungnahme der Verwaltung. 
 
Die Einwendungsführerin übersieht auch den Unterschied zwischen einer Baulücke einer-
seits und einer Freifläche mit entsprechender städtebaulicher Zweckbestimmung anderer-
seits. Letztere liegt hier vor. 
 
c) Die Einwendungsführerin führt weiter aus, eine dingliche Sicherung der Spielplatz-
flächen hätte daher bereits im Zusammenhang mit den ursprünglichen Planungen der Firma 
Raumbau GmbH & Co. KG erfolgen müssen; aus welchen Gründen dies nicht erfolgt sei, 
lege die Gemeinde nicht offen; nicht zulässig sei es jedoch, „Jahrzehnte nach Verwirklichung 
der Bebauung Flächen eines einzelnen Eigentümers für öffentliche Zwecke in Anspruch zu 
nehmen“. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Einwendungsführerin bringt hier die „Verwirklichung der Bebauung“ einerseits und die 
„Inanspruchnahme für den Kinderspielplatz“ in einen Gegensatz. Dieser ist aber nicht vor-
handen, denn die Verwirklichung der Bebauung vor Jahrzehnten schloss eben gerade die 
Errichtung des Kinderspielplatzes für die Wohnbebauung des Bereichs Mitte mit ein. Bei der 
Fläche des Kinderspielplatzes auf der Südhälfte des Grundstücks FlNr. 748/70 handelt es 
sich nicht um eine Baulücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, sondern 
es handelt sich um eine zum Bebauungszusammenhang gehörende Freifläche mit städte-
baulicher Zweckbestimmung als Kinderspielplatz (siehe folgende Fotos). 
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Warum seinerzeit kein förmlicher Bebauungsplan erlassen worden ist und warum die Fläche 
seinerzeit nicht schon dinglich als Spielplatzfläche gesichert worden ist, lässt sich wohl nicht 
mehr ermitteln. Jedenfalls kommt nicht jetzt die Gemeinde nach Jahrzehnten und will etwas 
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durchsetzen, was damals nicht gewollt war; vielmehr kommt die Einwendungsführerin jetzt 
nach Jahrzehnten und will daraus, dass damals die dingliche Sicherung nicht erfolgt ist, für 
diese Hälfte des Grundstücks FlNr. 748/70 ein Baurecht ableiten, das seinerzeit nie ent-
standen ist, weil die Freifläche von vornherein mit der städtebaulichen Zweckbestimmung 
Kinderspielplatz versehen war. 
 
Zu Unrecht meint die Einwendungsführerin, es sei unzulässig, „Jahrzehnte nach Verwirkli-
chung der Bebauung Flächen eines einzelnen Eigentümers für öffentliche Zwecke in An-
spruch zu nehmen …..“. Die Freifläche mit dem Kinderspielplatz wird nicht „Jahrzehnte nach 
Verwirklichung der Bebauung“ etwa neu „für öffentliche Zwecke in Anspruch genommen“, 
sondern es ist seinerzeit im Zuge der Bebauung gemäß der damaligen Planung auch diese 
Freifläche mit Kinderspielplatz eingerichtet worden, die jetzt durch den Bebauungsplan gesi-
chert und ausgebaut werden soll. Ein Baurecht auf dieser Teilfläche FlNr. 748/70 hat zu kei-
nem Zeitpunkt jemals bestanden. 
 
2. „Grünflächen“ 
 
a) Die Einwendungsführerin meint, aus der gewählten Bezeichnung sei nicht ersichtlich, 
welche Personen diese Privatflächen nunmehr zur gemeinschaftlichen Nutzung zugewiesen 
werden würde; die Festsetzung sei daher unbestimmt; die Festsetzungsmöglichkeit nach § 9 
Abs. 1 Nr. 15 BauGB enthalte nur eine Rechtsgrundlage für öffentliche oder private Grünflä-
chen, nicht jedoch für die hier vorgenommene Festsetzung einer „privaten Grünfläche“, die 
unbestimmten Dritten und damit (wohl) der „Allgemeinheit“ zugewiesen ist. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Festsetzung als „Private Grünfläche zur gemeinschaftlichen Nutzung“ ist absolut eindeu-
tig. Die Einwendungsführerin hält irrigerweise die „gemeinschaftliche Nutzung“ für dasselbe 
wie die „Nutzung durch die Allgemeinheit“. Die „Allgemeinheit“ ist aber nicht die „Gemein-
schaft“. Private Nutzung ist selbstverständlich die Nutzung durch die Eigentümer (und damit 
auch die Mieter) der Wohnanwesen und ihrer Teile. 
Bereits in seinem Urteil vom 24.03.1986 (Az.: 15 B 85 A.1733, S. 10 der Urteilsausfertigung) 
hat der BayVGH festgestellt, dass keine Bedenken dagegen bestehen, eine Fläche gemäß § 
9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB als „Gemeinschaftsgrünfläche, Spielplatz usw.“ festzusetzen. Das-
selbe gilt für die hier vorgesehene Festsetzung als „private Grünfläche zur gemeinschaftli-
chen Nutzung“. 
 
b) Die Einwendungsführerin meint, durch das Pflanzgebot (Ziff. 1.7.3) für die als „private 
Grünfläche zur gemeinschaftlichen Nutzung“ festgesetzte Fläche, werde den Eigentümern 
die Privatnützigkeit ihrer Flächen entzogen. 
 
Stellungnahme: 
 
Die Einwendungsführerin wendet sich zu Unrecht gegen das Pflanzgebot und das Einfrie-
dungsverbot. Die im städtebaulichen Zusammenhang des Bereichs Mitte des Bebauungs-
plans liegende Teilfläche des Grundstücks FlNr. 748/70 war seit jeher begrünt und nicht ein-
gezäunt. Dies soll gesichert werden. Im Übrigen gilt das zu a) Gesagte. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag.  
Eine Änderung der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
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TOP  6.4 Satzungsbeschluss 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Bebauungsplan Nr. 77 „Christl-Cranz-Straße, Carl-Diem-
Straße, Sepp-Manger-Straße“ mit Grünordnung gemäß § 10 BauGB als Satzung (Stand 
13.04.2016). 
 
Gemäß § 214 Abs. 4 BauGB tritt der Bebauungsplan Nr. 77 rückwirkend zum ursprünglichen 
Datum in Kraft. 
 
Abstimmung:    Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7 Bebauungsplan Nr. 91 - 2. Änderung "Gewerbepark Römerweg" 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat in seinen Sitzungen am 11.07.2016 und am 26.09.2016 beschlossen, 
die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 „Gewerbepark Römerweg“ vorzunehmen. 
Durch die Änderung des Bauleitplans werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Das 
Bauleitplanverfahren wird daher im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt. 
 
Ziel der Bauleitplanung soll die möglichst optimale Nutzung der noch vorhandenen Grund-
stücksflächen im „Gewerbepark Römerweg“ im Sinne der Ziele der gemeindlichen Gewerbe-
entwicklung sein. In diesem Zusammenhang soll für diesen Bereich das Parken als gewerb-
liche Nutzung und Betriebe des Logistikgewerbes ausgeschlossen werden. Nur in GE 4 sol-
len Betriebe des Logistikgewerbes zulässig sein. Zudem soll in dem neuen Teilbereich „GE 
1a“ eine Erhöhung der zulässigen Wandhöhe von 16,0 m auf 20,0 m erfolgen. 
 
In der Sitzung des Flughafen-, Planungs- und Bauausschusses am 12.12.2016 wurde be-
schlossen, die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Zur 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wurde die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 und 
§ 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom Freitag, den 23.12.2016 bis Mittwoch, den 01.02.2017 
vorgenommen. 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat dem Gemeinderat in der Sitzung am 
08.05.2017 empfohlen, den Satzungsbeschluss für die 2. Änderung des Bebauungsplans  
Nr. 91 „Gewerbepark Römerweg“ unter Berücksichtigung der Würdigungsbeschlüsse zum 
Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB zu fassen. 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 22.05.2017 die 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 91 „Gewerbepark Römerweg“ als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen 
(Stand 22.05.2017). 
 
Mit der Bekanntmachung am 01.06.2017 trat der Bebauungsplan in Kraft (§ 10 Abs. 3 
BauGB). 
 
Im Rahmen der Normenkontrollanträge gegen den Bebauungsplan Nr. 77 „Christl-Cranz-
Straße, Carl-Diem-Straße, Sepp-Manger-Straße“ wurde von den Rechtsanwälten der Ge-
genseite in der Klagebegründung unter anderem darauf hingewiesen, dass vor Fassung des 
Satzungsbeschlusses die erhobenen Einwendungen durch den Gemeinderat zu behandeln 
und abzuwägen gewesen wären. Dieses war entsprechend der Geschäftsordnung der  
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Gemeinde Neufahrn bei der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 „Gewerbepark  
Römerweg“ nicht erfolgt. Die Behandlung und Abwägung der eingegangenen Stellungnah-
men aus dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte durch den Flugha-
fen-, Planungs- und Bauausschuss. Die Würdigung der gesamten im Verfahren erhobenen 
Einwendungen obliegt jedoch dem gemeindlichen Organ, welches den Satzungsbeschluss 
fasst, vorliegend somit dem Gemeinderat. Daher hat sich der Gemeinderat mit sämtlichen 
Einwendungen zu befassen und diese in seine Abwägungsentscheidungen einzubeziehen. 
Der dem Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss entsprechend der Geschäftsordnung 
durchgeführte Abwägungsvorgang ist noch keine allein ausreichende Grundlage für einen 
Satzungsbeschluss des Gemeinderates. 
 
Um diesen Mangel beheben zu können, ist eine Würdigung aller in den Verfahren eingegan-
genen Stellungnahmen durch den Gemeinderat notwendig. Danach kann der Satzungsbe-
schluss gefasst und der Bebauungsplan erneut ausgefertigt und bekanntgemacht werden.  
 
 
TOP  7.1 Würdigung der Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem.  

§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
TOP  7.1.1 Regierung von Oberbayern, Brand- und Katastrophenschutz 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Regierung von Oberbayern; Brand- und Katastrophenschutz vom 
03.01.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise werden in der Ausführungsplanung beachtet. Die 2. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 91 steht dem nicht entgegen. Die Änderung betrifft den Ausschluss bestimmter 
Nutzungen für diesen Bereich, sowie die Erhöhung der zulässigen Wandhöhe in dem neuen 
Teilbereich „GE 1a“.  
 
Die Freiwillige Feuerwehr Neufahrn wurde am Verfahren ebenso beteiligt. Anregungen und 
Bedenken wurden von der Feuerwehr hierzu nicht vorgebracht. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.2 Bundesnetzagentur 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Bundesnetzagentur vom 29.12.2016 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Telefónica Germany GmbH & Co. OHG wurde mit Schreiben vom 03.01.2017 am Ver-
fahren nachträglich beteiligt. Anregungen und Bedenken zur gemeindlichen Bauleitplanung 
wurden nicht vorgebracht. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.3 Energie Südbayern GmbH 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Energie Südbayern GmbH vom 11.01.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Die bestehende Hochdruckleitung befindet sich außerhalb der Baugrenzen. Die Hinweise zur 
Ausführung und zu den Bepflanzungen werden in der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 

TOP  7.1.4 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 

Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Deutsche Telekom Technik GmbH vom 12.01.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise zu den Telekommunikations-
linien werden bei der Ausführungsplanung beachtet. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.5 Bayerischen Bauernverbands 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme des Bayerischen Bauernverbands vom 23.01.2017 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Durch die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wird die Randbepflanzung des Plange-
biets nicht verändert. Somit tritt auch keine Veränderung des Schattenwurfes auf benachbar-
te landwirtschaftliche Flächen auf. 
 
In der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wird ein entsprechender Hinweis aufgenom-
men, dass durch die landwirtschaftliche Nutzung der benachbarten Grundstücke mit Immis-
sionen zu rechnen ist. 
 
Die Ausgleichsflächen wurden bereits im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 
91 berechnet und erbracht. Durch die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 werden keine 
zusätzlichen Flächen überplant und es wird das Verfahren nach § 13 BauGB (vereinfachtes 
Verfahren) angewendet. Der Ausgleich gilt somit als erfolgt. 
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Die ordentliche Bewirtschaftung der anliegenden Flächen wird durch die 2. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 91 nicht beeinträchtigt, die Zufahrt zu den Flächen durch landwirtschaft-
liche Fahrzeuge ist weiterhin gewährleistet. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Der Hinweis auf 
Immissionen aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung wird als redaktionelle Änderung in 
die Bauleitplanung aufgenommen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.6 Flughafen München GmbH 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Flughafen München GmbH vom 23.01.2017 
 

 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 91 liegt gemäß Entwurf September 2001 der 
Lärmschutzzonenkarte in Zone B und Zone Ci. Es handelt sich hierbei um ein Gewerbege-
biet. In diesen Zonen ist die gewerbliche Nutzung uneingeschränkt möglich. 
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Im Bebauungsplan Nr. 91 ist in den Festsetzungen durch Text festgelegt, dass zu jedem 
Bauantrag ein schalltechnisches Gutachten vorzulegen ist, um das gemäß Regionalplan 
bzw. Landesentwicklungsplan (LEP) erforderliche Schalldämmmaß der Außenbauteile nach-
zuweisen. 
 
Die maximal zulässige Bauhöhe beträgt im Bebauungsplan 490 m ü. NN und wird durch die 
Festsetzungen nicht überschritten. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.7 Staatliches Bauamt Freising 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme des Staatlichen Bauamts Freising vom 26.01.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Bezüglich des Bauverbots ist festzustellen, dass die Anbauverbotszone (gemäß Art. 23  
BayStrWG) bereits im Bebauungsplan dargestellt ist. 
 
Das Bebauungsplangebiet ist durch die Straße A (Bajuwarenstraße) erschlossen und an die 
Staatsstraße 2350 angebunden. Grundstückszufahrten von der Staatsstraße 2350 aus sind 
nicht möglich. 
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Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 

 
TOP  7.1.8 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Erding 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme des Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Erding vom 27.01.2017 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
In die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wird ein entsprechender Hinweis aufgenom-
men, dass durch die landwirtschaftliche Nutzung der benachbarten Grundstücke mit Immis-
sionen zu rechnen ist. 
 
Die ordentliche Bewirtschaftung der anliegenden Flächen wird durch die 2. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 91 nicht beeinträchtigt. Die Zufahrt zu den Flächen durch landwirt-
schaftliche Fahrzeuge ist weiterhin gewährleistet. 
 
Durch die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wird die Randbepflanzung des Plange-
biets nicht verändert, somit tritt auch keine Veränderung des Schattenwurfes ein. 
  
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Der Hinweis auf 
Immissionen aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung wird als redaktionelle Änderung in 
die Bauleitplanung aufgenommen. 
 

Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 

 
TOP  7.1.9 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege vom 16.01.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege rechnet im gesamten Plangebiet mit hoher 
Wahrscheinlichkeit mit der Aufdeckung weiterer bislang unbekannter Bodendenkmäler. Der 
Hinweis zur denkmalrechtlichen Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
ist im Bebauungsplan Nr. 91 in Hinweisen durch Text bereits vorhanden. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.10 Wasserwirtschaftsamt München 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts München vom 01.02.2017 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
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Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die genannte Handlungshilfe für den Umgang mit natürlich vorkommenden arsenhaltigen 
Böden wird beachtet. In der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 wird ein entsprechen-
der Hinweis aufgenommen, dass die Handlungshilfe für den Umgang mit geogen arsenhal-
tigen Böden zu beachten ist. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Der Hinweis auf 
die Handlungshilfe für den Umgang mit arsenhaltigen Böden wird als redaktionelle Änderung 
in die Bauleitplanung aufgenommen. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.1.11 Deutschen Bahn AG 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Deutschen Bahn AG vom 01.02.2017 
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Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 

Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Durch die 2. Änderung des Bebauungsplans treten keine Änderungen für Flächen der  
Deutschen Bahn AG auf. Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 betrifft den Aus-
schluss bestimmter Nutzungen sowie die Erhöhung der zulässigen Wandhöhe in dem neuen 
Teilbereich „GE 1a“. 
 
Die Abstandsflächen zum angrenzenden Zauneidechsenbiotop werden eingehalten, so dass 
eine unzulässige Beschattung nicht zu erwarten ist. 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 

 
TOP  7.1.12 Stadt Freising 
 

Sachverhalt: 
 
Stellungnahme der Stadt Freising vom 21.02.2017 
 

 
 
Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die Würdi-
gung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen. 
 
Würdigung: 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Ziel der Bauleitplanung soll die möglichst optimale Nutzung der noch vorhandenen Grund-
stücksflächen im „Gewerbepark Römerweg“ im Sinne der Ziele der gemeindlichen Gewerbe-
entwicklung sein. In diesem Zusammenhang soll unter anderem in dem neuen Teilbereich 
„GE 1a“ eine Erhöhung der zulässigen Wandhöhe von 16,0 m auf 20,0 m für die geplante 
Bebauung mit einem Hotel erfolgen. Die Erhöhung der Wandhöhe soll die Nutzung der Flä-
che für das Hotelgewerbe wirtschaftlich interessant machen und darüber hinaus einen städ-
tebaulichen Akzent setzen. An der Wandhöhe wird daher festgehalten. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Änderung 
der Bauleitplanung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  7.2 Satzungsbeschluss 
  
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 „Gewerbepark 
Römerweg“ unter Berücksichtigung der Würdigungsbeschlüsse zum Verfahren nach § 3 Abs. 
2 und § 4 Abs. 2 gemäß § 10 BauGB als Satzung (Stand 22.05.2017). 
 
Gemäß § 214 Abs. 4 BauGB wird die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 91 „Gewerbe-
park Römerweg“ rückwirkend zum ursprünglichen Datum der Rechtskrafterlangung in Kraft 
gesetzt. 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  8 Ausschuss für den Neubau der Grundschule II 

a) Entscheidung über die Auflösung des Ausschusses 
b) Änderung der Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemein- 
    deverfassungsrechts 
c) Änderung der Geschäftsordnung 

 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 24.08.2015 einen „Ausschuss für den Neubau der 
Grundschule II“ beschlossen.  
 
Aufgrund der Bauverzögerungen wurde die zunächst bis Ende 2016 angedachte Wirkungs-
dauer des Ausschusses bis zum Beginn des Schuljahres 2017/18 verlängert. Wie mit den 
Ausschussmitgliedern in der letzten Sitzung am 04.09.2017 besprochen, sollte der Aus-
schuss nun durch den Gemeinderat von seinen Aufgaben entbunden und aufgelöst werden 
und die Aufgaben dem Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss zugeteilt werden. Die wei-
terhin ausstehenden Auseinandersetzungen im Hinblick auf den Messfehler und den Was-
serschaden sind auf Schadenersatz ausgerichtet und damit eher juristischer Art.  
 
Diskussionsverlauf:  
 
GR Rübenthal sagte, dass im Sachverhalt im letzten Absatz das Wort „künftigen“ vor Auf-
gaben gestrichen werden sollte und es im Beschlussvorschlag c) richtig heißen müsse 
„Streiche: § 8 Absatz 3 Ziffer 4“ 
GL Sczudlek bestätigte dies. 
 
GR Funke bedankte sich als Initiator des Ausschusses bei allen beteiligten Gemeinderäten 
für die konstruktive Zusammenarbeit und bei der Verwaltung, die alles stets offen dargestellt 
habe. Seiner Meinung nach war der Ausschuss wichtig, um auch die Architekten und die 
Bauleitung kritisch zu hinterfragen.   
 
 



Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates vom 26.09.2017 Seite 154 

 

 Beschluss 1: 
 
Der Gemeinderat beschließt, den „Ausschuss für den Neubau der Grundschule II“ mit Wir-
kung zum 01.10.2017 aufzulösen. Die Aufgaben werden künftig vom Flughafen-, Planungs- 
und Bauausschuss übernommen.  
 
Abstimmung:   Ja 21 Nein 0 
 
 
Beschluss 2: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Änderung der Satzung zur Regelung von Fragen des örtli-
chen Gemeindeverfassungsrechtes wie folgt: 
1.  
Streiche: § 2 Buchst. d) 
2. 
§ 2 Buchst. e) wird neu Buchst d) 
3. 
§ 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
Streiche: „d“ 
Setze: „c“ 
 
Abstimmung:    Ja 21 Nein 0 
 
Beschluss 3: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderates  
Neufahrn wie folgt: 
 
Streiche: § 8 Absatz 3 Ziffer 4 
 
Abstimmung:   Ja 21  Nein 0   
 
 
TOP  9 1. Nachtragshaushalt 2017 - Anpassung des Stellenplans 
 
Sachverhalt: 
 
Der aktuelle Stellenplan 2017 wurde zusammen mit dem Haushalts- und Finanzplan in der 
Sitzung des Gemeinderates am 19.12.2016 beschlossen. 
 
In der Sitzung des Verwaltungs- und Personalausschusses am 20.09.2017 wurde die Ände-
rung bzw. Ergänzung des Stellenplanes vorberaten und ein Empfehlungsbeschluss gefasst. 
 
Während der Elternzeit von Mitarbeitern der Verwaltung wurde eine Beamtin im Wege der 
Versetzung dauerhaft übernommen. Sie besetzte die Stelle einer beurlaubten Kollegin. Nach 
deren Rückkehr bedarf es der Anpassung des Stellenplanes mittels Nachtragshaushalt.  
 
Zudem erfolgt eine weitere Bereinigung. Eine Stelle im Stellenplan für Beamte wird hinzuge-
fügt. Gleichzeitig wird diese im Stellenplan Tarifbeschäftigte gestrichen. 
 
Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung ist beigefügt. 
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Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt den 1. Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 2017 mit den 
Änderungen des Stellenplans 
 
Abstimmung:   Ja 20  Nein 0   
GR Iyibas abwesend 
 
 
TOP  10 Bekanntgaben 
 
TOP  10.1 Bekanntgabe von in nicht-öffentlicher Sitzung gefasster Beschlüsse 

(Art. 52 Abs. 3 GO) 
1. Auftragserteilung für die Durchführung der vorbereitenden Unter-
suchungen und die Erstellung des Integrierten Städtebaulichen Ent-
wicklungskonzeptes 
2. Vergabe von Grundstücken im Baugebiet „Ortsabrundung Neufahrn-
Süd“ 

 
Sachverhalt: 
 
Folgende Beschlüsse aus nicht-öffentlicher Sitzung sollen öffentlich bekannt gemacht wer-
den. 
 
Gemeinderat vom 25.09.2017 
 
TOP 1 Auftragserteilung für die Durchführung der vorbereitenden Untersuchungen und die 
Erstellung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Beauftragung der Bietergemeinschaft Astrid Weisel. Archi-
tektur + Stadtplanung / michellerundschalk GmbH, landschaftsarchitektur und urbanismus / 
Planungsgesellschaft Stadt-Land-Verkehr GmbH / Gesellschaft für Markt- und Absatzfor-
schung mbH mit der Durchführung der VU und Erstellung des ISEK. 
 
Abstimmung:   zugestimmt 
 
 
Gemeinderat vom 25.09.2017 
 
TOP 2 Vergabe von Grundstücken im Baugebiet „Ortsabrundung Neufahrn-Süd“ 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt, nach erfolgter Prüfung der Firma Walser Immobiliengruppe in 
München den Zuschlag zu erteilen.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Kaufvertrag mit der Firma Walser Immobiliengruppe 
abzuschließen.  
 
Abstimmung:   zugestimmt 
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 TOP  11 Anfragen 
 
TOP  11.1 aus dem Gremium 
 
TOP  11.1.1 Müllsituation 
 
GR Printz bemängelte, dass vor dem Boardinghaus in der Hanns-Braun-Str. der Müll wild 
abgelagert wird. Man müsse hier auf den Betreiber des Boardinghauses einwirken, dass  
dieser die Mieter auf die Nutzung der Mülltonnen hinweist.  
GR Printz bedankte sich in diesem Zusammenhang bei den Mitarbeitern des Bauhofs, die 
den Straßenzug immer wieder reinigen.  
 
GR Caven sprach das Erscheinungsbild bei den Entsorgungscontainern am Volksfest-
Parkplatz an. Hier sollte versucht werden, die Leute, die ihren gesamten Müll hier unerlaub-
terweise abladen würden, zu identifizieren.  
 
Bgm. Heilmeier sagte zu, diese Thematik mit dem Ordnungsamt und der Polizei zu be-
sprechen.   
 
 
TOP  11.1.2 Bebauungsplan "Wohnen am ehem. Sportplatz II" 
 
3. Bgm. Seidenberger fragte nach, wann der Bebauungsplan „Wohnen am ehem. Sportplatz 
II“ erneut ausgelegt werde. 
 
BAL Schöfer erklärte, dass ein vereinfachtes Verfahren durchgeführt werde. Dies habe man 
im damaligen Sachverhalt erläutert. Da nichts anderes im Beschluss aufgenommen wurde, 
habe dies Gültigkeit. Dementsprechend sei keine weitere Auslegung vorgesehen.   
 
 
TOP  11.2 aus dem Publikum (Bürgerfragestunde) 
 
Es gab keine Anfragen aus dem Publikum.  
 
  
  
Neufahrn, 11.10.2017 
 
Vorsitzender 
 
 
 
 

Franz Heilmeier  Nicole Dobner 

1. Bürgermeister  Protokollführung 
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